
h ſich J

s und
nſtellt,

einen
bauen.

en auf
Jdver-

e Dar-
nahm

ragtes
f Ein
nun die

welche
tzender

de ſind
pnners-
agende
enoſſen

r dieſe
An

kannt
ehrere

tnerinne

rinnen
hres ar

w wochen

ze 45.

t

giſtrat.

rn un
höhere
ihr 192
unde d

egen ge
exta, un
laſſe ein

31.

iſtrat.

hun
27

Einzelpreis 15 Plennige

AAAaaaaDas „Volkéblatt“ erſcheint mit
Ausnahme der Sonntage u. Feier
tagr mit d. tägt. Unterhaltungs eil
Unverlangi eingeſandten Mann
ſkripten iſt ſtets das Rückporto
beizufügen. Perſönliche Aus
kunfterteilung mittags von 12
bis Uhr. Das „Voltsblatt“

Bezirksoxgan der VSPD. iß
d. Publikationsorgan der genoſſen
ſchaftlichen u. gewerkſchaftlichen Or
ganiſationen und amtliches Organ
verſch. Hehörden. Schriftleitung:
Harz42/44, Hinterh. l. Fernruf 4667

„Peutſchland wird zahlen.“
Diktator Poincare.

Ein ſchüchternes Zeichen deginnender Ernüchtesung.

Paris, 26. Januar. (WTB.)
Die Kammer begann geſtern die Debatte über die Geſetzentwürfe

der Regierung zur Sanierung des franzöſiſchen Budgets. Der
Abgeordnete Vokanowſkhy erklärte: Die Grundurſache für den
Frankenſturz iſt der Ueberſchuß der franzöſiſchen Einfuhr an
Waren nach dem Kriege. Die Darſtellung, daß für das franzöſiſche
LWährun sSunglück die ausländiſchen Frankenbeſitzer verantwortlich
ſeien, ſe ein Märchen, denn dieſe hätten gerade am Steigen des
Flanken ein Jntereſſe. Eine der Haupturſachen der gegenwärtigen
Kriſe ſei der Fehlſchlag des Wiederaufbaubudgets.
Die Freunde Frankreichs ſtritten ihm nicht das Recht ab, ſeine
Forderungen von Deutſchland einzuziehen, verlangten aber die
Vorlegung einer Bilanz Der Abg. Dutreil be
weifelte, daß der neue Steuerentwurf ein Steigen des Franken
erbeifäühren werde Der Abgeordnete Dubois erklärte, man

habe allzulange von der Formel gelebt, Deutſchland wird zahlen.
Abg. Teitinger fürchtete, daß die Maßnahmen zur Unter-
drückung der Steuerhinterziehungen gegenüber den Großkapitaliſten
unwirkſam ſein werden und fragte, ob die Oeffentlichkeit nicht
von Parlament und Regierung Sparſamkeit verlangen könne.
Als Poincaré eirwarf, er werde auf Einzelheiten ſeines noch
nicht völlig veröffentſichten Planes nicht eingehen, bevor er Voll
macht zum Erlaß der Verordnungen habe wurde auf der
Linken gerufen: Das iſt die Diktatur! Es kam zu einem lebhaften
Wortwechſel zwiſchen Poincaré und Herriot. Poincaré
forderte dann Vertogung der Generaldiskuſſion, die die Kammer
dann mit 458 gegen 110 Stimmen beſchloß. Nur der Abg. Daudet
erhielt noch das Wort, der den Miniſterpräſidenten aufforderte,
wenigſtens die Finanzen des Ruhrgehietes in den Augen der
öffentlichen Meinung zu retten. Er werde die Regierungs
entwürfe nur dann annehmen, wenn die von ihm geforderten
drakoniſchen Maßnahmen gerecht begründet ſeien.

Die Erklärung Poincarés, er werde auf die Eingelheiten ſeines
Sonierungs Planes nicht eher eingehen, als er nicht die Voll
machten zum Erlaß der Verordnungen habe, iſt aus dem Parlament
heraus mit Recht als Diktatur bezeichnet worden. Wir glauben,
daß die Kammer in den für Frankreich erſt beginnenden ſchweren
Zeiten noch manche Freirde an ihrem Miniſterpräſidenten haben
wird. Das entſcheidende Wort hat jedoch der Abgeordnete Dubois
geſprochen, als er erklärte, man habe allzulange von der Formel
gelebt, Deutſchland wird zahlen. Das war nämlich der Zauber-
trank, mit dem man das franzöſiſche Volk in Ruhe wiegte, der
Zaubertrank, unter deſſen einſchläferndem Einfluß ein mehr oder
weniger diktatoriſches Miniſterium all- Pläne des franzö
ſiſchen Jmperialismus durchführen konnte, ohne nennenswerten
Widerſtand zu finden. Jm Zeichen der Formel Deutſchland wird
zahlen wurde die franzöſiſche Finanzwirtſchaft auf den Hund
gebracht, glaubte man ſich der Verpflichtung enthoben, durch
greifende Maßnahmen im Jnnern zu treffen, ließ man die Repa-
rations und Wiederaufbaugewinnler unbeſchränkt zum Schaden

halſe, Sonnabend, den 26. Januar

der Maſſen des franzöſiſchen Volkes ſchalten und walten Heute,
unter den fühlbaren Schlägen des Franken-Sturzes, kommt man
zu der allerdings ſehr ſpäten Erkenntnis, daß ein Volk nicht auf
Koſten eines anderen ſaniert werden kann, auch dann nicht, wenn
man das andere Volk bis auf die Knochen ausſaugt. Wie lange
dieſe Erkenntnis gebrauchen wird, um Gemeingut der maßgebenden
Kreiſe zu werden, ſei dahingeſtellt. Eins aber ſteht feſt, daß die
franzöſiſche Nation ſolange keinen Segen von ihrer Reparations
politik haben wird, wie es ihr nicht gelingt, die Gewinne ihrer
Reparations und WiederaufbauHyänen dem Staat und der
Volksgeſamtheit nutzbar zu machen Aus der gegenwärtigen
franzöſiſchen Finanzwirtſchaft wird weder Frankreich noch Deutſch
land noch dem Zuſammenarbeiten der beiden Länder Nutzen er
waochſen. Sollte die franzöſiſche Finanzkriſe dazu beitragen, dieſe
Erkenntnis zu fördexn, dann werden die den beiden Völkern auf-
gelegten Opfer nicht umſonſt gebracht worden ſein.

Vertragsunterzeichnung in Paris.
Durch Beneſch und Poincare.

Paris, 25. Januar.
Der Vertrag zwiſchen Frankreich und der Tſchechoſlowakei iſt

heute vormittag um 1114 Uhr am Quai d'Orſay unterzeichnet
worden. Dieſe Unterzeichnung erfolgte ohne jede Feierlichkeit,
indem Poincaré und Dr. Beneſch im Arbeitszimmer des
franzöſiſchen Miniſterpräſidenten ihre Unterſchrift unter das
längſt vorbereitete Dolument ſetzten. Der Wortlaut des Ver-
trages, der unverzüglich dem Völkerbund mitgeteilt wird, ſoll am
Sonntag gleichzeitig in Paris und Prag veröffentlicht werden.

Welchen Wert Frankreich und die Dſchechoſlowakei auf Ver
meidung jedes äußeren Apparates bei der Unterzeich
nung gelegt baben, geht daraus hervor, daß der Zeitpunkt der
Unterzeichnung in den frühen Vormittagsſtunden noch nicht feſt
ſtand.

Ein vom Quai d'Orſay herausgegebenes Komm uniqueé be-
ſagt, das heute unterzeichnete Dokument ſei ein „Bündnis-
und Freundſchaftsvertrag“. Die beiden Möhte pro-
klamieren, den vom Völkerbund feſtgebegten Grundſätzen über den
gegenſeitigen internationalen Schutz entſprechend, ihre Hochachtung
ror den internationalen Verpflichtungen, ihren Willen zur Wah
rung des Friedens ſowie im Falle der Notwendigkeit zum wirt-
ſchaftlichen Wiederaufbau Europas und zur Erhaltung der durch
die Friedensverträge geſchaffenen rechtlichen und politiſchen For
derungen. Die beiden Mächte erklären andererſeits, daß ſie ſich
über die äußeren Fragen ins Einvernehmen ſetzen wollen, die ihre
Sicherheit gefährden können ſotvie über die evtl. erforderlichen
Maß nahmen. Die beiden Mächte erklären endlich daß ſie an den
Beſtimmungen des Vertrages von St. Germain, Artikel 88, über
die Unabhängigkeit Oeſterreichs feſthalten und über jede Art von
Reſtauration der Habsburger oder Hohenzollern gemeinſam Stel
lung nehmen werden.

er Außenwiniſter Mac Donald.
Sein Programm. Die erſten franzöſiſchen Schwierigkeiten.

London, 26. Januar. (Eig. Drahtbericht.)
Das Jntereſſe der politiſchen Kreiſe wendet ſich in zunehmendem

Maße den anßen politiſchen Abſichten der Regierung Mac
Donald zu. Dabei ſpielt die Frage der Anerkennung
Sowjetrußlands in den Erörterungen der hieſigen polf
tiſchen Kreiſe inſofern eine untergeordnete Rolle, als
ihre Regelung ſehr ſchnell und einfach erfolgen dürfte: England
wird lediglich das Agrement für s Parlamentsmitglied
O Gradhy fur den Votſchafterpoſten in Moskau nachſuchen,
und damit wird der entſcheidende Schritt für die Anerkennung
bereits vollzogen ſein. An der Zuſtimmung der Sowjetregierung
zu der Perſon O'Gradys wird nicht gezweifelt, zumal die Vor-
verhandlungen hieritber zwiſchen dem Auswärtigen Amt und der
unter Leitung von Rakowſtki bereits beſtehenden Handelsdelegation
bierüber abgeſchloſſen ſind. Auch die Ernennung eines ruſſiſchen
Botſchafters in London dürfte reibungslos vor ſich gehen, weil der
vermutliche Botſchaſter Kraſſin ſein dürfte, der ſchon bei den
rorangegangenen bürgerlichen Regierungen Englands persona
grata war. Nicht ſo glatt ſcheint ſich hingegen die Frage der
Neubeſetz ung des Botſchafters in Berlin zu vollziehen. 7
hieſigen Blättern wird behauptet, daß von franzöſiſcher Seite
erhebliche Einwendungen gegen die Ernennung von Maſſingham
erhoben werden, und es wird ſogar behanptet, daß infolgedeſſen
dieſe Kandidatur wieder in den Hintergrund getreten ſei. Eine
amtliche Stellungnahme zu dieſer Frage iſt bisher nicht erfolgt.
Die Poſition der Arbeiterregierung gegenüber Frankreich wird
dadurch er ſchwert, daß die öffentliche Meinung Englands zum
großen Teil der gegenwärtigen Reichsregierung beſonders kühl iſt.
Es wird hier z. B. unzweideutig ausgeſpr daß Mac Donald
von tiefſter Sympatkie für das deutſche Volk erfüllt ſei, er aber
ſehr wenig Zuneigung für eine Regierung empfinde, die ſich von
Stinnes und ſonſtigen Schwerinduſtriellen beherrſchen laſſe. Dieſe
Stimmung kommt bei den verſchiedenſten Anläſſen auch in den
Blättern zum Ausdruck, die Deutſchland ſonſt am wohlwollendſten
gegenübe tehen und die nahe Beziehungen zur neuen engliſchen

egierung unterhalten.
Es wird verſichert, daß Mac Donalds Abſichten zur Regelama

der europäiſchen Fragen dahingehen, erſtens die Zulaſſung Dentſch-
lands in den Völkerbund von Voinaré zu fordern und ztveitens
guf Grund dieſer Zulaſſung zu erwirken. daß die Frage der Sicher
beit Frankreichs dem Völkerbund übertragen werde.
könnten beſondere Garantien von britiſcher Seite als Er
gänzung des Völkerbundpaktes in Frage kommen. Jn dieſem
r wird als beſonders wichtig angeſehen daß auch
ord Greh am Donnerstag die gleiche Anregung des Eintritts

Deutſchlands in den Völkerbind gemacht habe und Großbritannien
Frankreich gewiſſe Garantien für ſeine Sicherheit anbiete. Es
wird verſichert, daß Grey dieſe Stellen ſeiner Rede mit Lord
Parmoor, dem neuen Kabinettsmitglied und künftigen Vertreter
Englands im Völkerbundrat, vorher vereinbart habe.

London, 26. Januar. (WTB.)
Reuter erfährt zu den zahlreichen Berichten über die Haltung

der Regierung gegenüber Rußland es ſei beſtimmt die Politik
der Regierung, die Sowjetregierung anznerkennen. Von gutt-
unterrichteter r u ſſiſſcher Seite wird erklärt, daß bisher keinerlei
Verkandlungen zwiſchen den beiden Regierungen über die An
erkennung eingeleitet worden ſind. Bevor dieſe erfolgt ſei, könnten
Verhandlungen ber die Regelung ſchwebender Fragen, wie der
Schulden Rußland und der ruſſiſchen Gegenforde-
rungen an England nicht ſtattfinden.

Der engliſche Eiſendapnerſtreik.
London, 26. Januar. (Eig. Drahftbericht.)

Der Eiſenbahnerſtreik macht ſich in der geſamten Jn-
duſtrie mehr und mehr fühlbar. Allein in der Grafſchaft Wale s
ollen 80 060 Bergarbeiter infolge des Wagenmangels zumüern ezwungen ſein. Die Gewerkſchaft der Eiſenbahner von
urt, die gegen den Willen der Zentralleitung dem Streik bei-
treten war, hat am Freitag mit 122 gegen 89 Stimmen die Wie-g. hme der Arbeit beſchloſſen. Ramſay MacDonald hat

das Arbeitsminiſterium mit einer Enquete über den Sireik beauf
tragt. Man glaubt, daraus ſchließen zu dürfen, daß die Regierung
eing Vermittlungsaktion beabſichtigt.
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C[aſſalle Hatzfeldt.
Von F. O. H. Schulz.

III.
Alle Verſuche der politiſchen Geſchichtsſchreibung, Laſſalles Cha

rakter irgendwie zu rubrizieren, ſind bisher geſcheitert. Daß ſie
ſcheitern mußten, hat jede Veröffentlichung des Laſſalleſchen Nach
laſſes deutlicher bewieſen Dieſer mit der außergewöhnlichen
Zähigkeit ſeiner Raſſe ausgeſtattete Mann, der mit titaniſchen
Kräften nach dem Kulturbeſitz der modernen Menſchheit und nach
der Befreiung aus den geſellſchaftlichen Feſſeln ſeiner Abſtanmung
ſtrebte, ſah in der induſtrialiſierten Arbeiterklaſſe den wenn
auch nicht einzigen ſo doch ſtärkſten Bundesgenoſſen für den
ron ihm geführten Kampf. Dieſe Bundesbruderſchaft mußte bei
der Jntenſität ſeines Denkens und Fühlens natürlich leidenſchaft
liche Formen annehmen. Laſſalle erkannte ſehr bald, daß die
organiſatoriſche Zuſammenfaſſung der Arbeiterſchaft die beſte
Waffe gegen die feindlichen Mächte der geſellſchaftlichen und poli
tiſchen Reaktion ſei. Die politiſche und wirtſchaftliche Befreiung
des „Arbeiterſtandes“ bedeutete aber die ſoziale Befreiung der
kis dahin als Parias betrachteten Mitglieder der Geſellſchaft
überhaupt. So ſehr ſich Laſſalle auch zeitlebens mühte, ſeine
Abſtammung aus dem Bewußtſein zu ſtreichen, ſo wenig gelang
ihm das vollkommen. Der quälend zurückbleibende Reſt mußte
naturgemäß ein ſich ſtändig verſtärkender Anſporn ſein, den
Kampf zu ſteigern, ſich und die mit hm Unterdrückten an den
Gewalten der geſellſchaftlichen Reaktion zu rächen, ſich und die
ihm hiſtoriſch verbündete Arbeiterſchaft zur Macht oder doch zur
TLeilnahme an der Macht zu bringen. Dieſes Ziel zu erreicheg,
waren rhm keine Opfer zu groß. Die Art, wie er die Farnilien
der hinter Kerkermouern ſitzenden Revolutionäre untrſuctzt hat,
iſt bekannt. Karl Mar x hat ſich des öfteren ſeiner finangiellen
Hilfe erfreuen können. Jeder Hoffnungsſtrahl einer revolutio-
nären Erhebung mm einem Lande, wo die Regktion herrſchte,
genügte ihm, ſeinen ganzen Scharfſinn, ſeine ganze Aufmerkſam
keit den Dingen zuzuwenden und den Trägern der vrevolutionären
Bewegung zu helfen. Als im März 1863 ein Garibaldiſcher
Offizier bei ihm in Berlin vorſprach, der ſich an einer revolu
tionären Bewegung in Polen gegen die Zarenherrſchaft beteiligen
wollte, verſah er ihn freigebigſt mit 60 Talern Reiſegeld, um
nur ein Beiſpiel unter vielen herauszugreifen. Für die Sache
der ſozialen Revolution war ihm kein Opfer zu groß

Auch ſeine Verhandlungen mit Bismarck zwecks Einführung
des allgemeinen Wahlrechts und der Gründung von Produktiv
aſſogiationen mit Staatsmitteln gehören auf ein verwandtes
Gebiet. Leicht wurde es dem ungeſtümen Draufgänger nicht,
mit dem ihn ebenbürtigen Diplomaten zu verhandeln, der Laſſalle
natürlich vor ſeinen gegen die Fortſchrittspartei laufenden Karren
ſpannen wollte, während Laſſalle auf liſtigen Umwegen den Ver
ſuch unternahm, Bismarcks Feindſchaft gegen die herrſchende
Forſchrittspartei zugunſten der von den Liberalen und Konſer
vativen gleichermaßen übers Ohr gehauenen Arbeiter ausgzunützen.
Daß Laſſalle den preußiſchen Miniſterpräſidenten für keinen
Arbeiterfreund gehalten hat, das geht ſehr deutlich aus einem
Brief an Sophie von Hatzfeldt vom 27. September 1862 hervor,
in dem es heißt: „Gegen Bismarck-Schönhauſen ift hier alle Welt
natürlich wütend und oppoſitionslarſtig bis zur Kravatte. In der
Tat bleibt er, Sie mögen ſagen, was Sie wollen, ein durchaus
regktionerer Burſche und Junker, von dem nur vegktionäre Ver
ſuche zu erwarten ſind. Das einzige, was ihn von der gewöhn
liſchen Kreuzzeitungspartei unterſcheidet, iſt, daß er nicht die
doktrinäre Konſequenz derſelben hat, ſondern barock iſt. Er iſt
ein barocker Kreuzzeitungsmann.“ Dieſe Briefſtelle erhärtet
ſehr deutlich die Tatſache, daß Laſſalles Verhandlungen mit
Bismarck nur Verſuche waren, ihn zugunſten der Arbeiterſchaß
zu überliſten, ihm Vorteile zu entlocken, die ſchließlich gegen die
Reaktion doch im Sinne der Befreiung der Arbeiterſchaft aus
ſchlagen mußten. Nur eine ſo außerordentliche Perſönlichkeit wie
Laſſalle, mur ein Mann wie er, der ſich ſeiner Mittel und der
neberlegenheit ſeiner Mittel ganz ſicher war, durfte dieſes
Spiel wagen. Wie Laſſalle Herrn von Bismarck und ſeine Ab
ſichten beurterlte, geht aus einem Brief vom 11. Mai 1864 an die
Gräfin Hatzfeldt klar herror: „Was Bismarcks eigentliche Abſicht
iſt, ift unſchwwer zu durchſchauen. Jm weſentlichen iſt ſie jedenfalls
dieſe: Er hat, wie ch ſchon voriges Jahr bereits ſagte, von An
feng an den Wunſch gehabt, womöglich das ſoziale Ele
ment der Arbeiterbewegung durchzuführen, moins (weniger) das
politiſche Da ich nicht bereit war, hierau f- einzugehen. verſucht
er es jetzt mit den Arbeitern direkt. Wäre dieſe Trennung
möglich, könnte er ſein Projekt durchführen ſo wäre ſein
Profit dabei gang klar. Er hätte die Macht dann ganz allein und
brauchte mit niemand abzurechnen, nicht mit Volk Kamm mer, noch
BVewegung. Aber aus tauſend Gründen iſt dies ſchließlich ganz
unmöglich. Er iſt der Mann noch nicht, mit dem Teufel
Kirſchen zu eſſen! Er wirtſchaftet jetzt, wiſſentlich oder nicht, als
mein Bevollmächtigter für Schleſien. Je mehr er
in dieſem Kamine herumpurrt, deſto mehr zieht er mir die Be
wegung groß

Alſo auch bezüglich des Verhältniſſes BismarcdkLaſſalle gibt der
Briefwechſel Aufſchlüſſe, die alle Behauptungen der mißgünſtigen
Laſſalle-Kritik widerlegen. Laſſalle war eben in der Wahl ſeiner
Mittel nicht ängſtlich. Erlaubt ſchien ihm, was den Weg zu
ſeinem Ziele verkürzte oder ebnete. Er wollte praktiſche Erfolge
ſehen, wollte das Wachstum ſeines Baues miterleben. Der h
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ſeine Bundesgenoſſenſchaft, die Arbeiter, noch nicht reif
am zu kämpfen, erfüllte ihn

danke,
genug ſei, um mit ihm gem
geitweilig mit tiefer Sorge. Unmittelbar nach Abſendung des
„Offenen Antwortſchreibens“ nach Leipzig ſchrieb er
an die Freundin: „Es iſt alſo, da die Bourgeoiſie ſich allerdings
ſehr klar iſt, und in dem Falle, daß die Arbeiter vielleicht noch
nicht zur Klarheit reif ſind, allerdings ſehr möglich, daß ich heut
über vierzehn Tagen moraliſch ein toter Mann bin und die
Fortſchrittspartei darüber jubelt, daß ich mich geſtürzt und un-
möglich gemacht habe. Aber auch das ſoll mir egal ſein. Der
Ausdruck iſt natürlich nicht wörtlich, ſondern im Sinne einer der
häufigen demonſtrativen Uebertreibungen Laſſalles aufzgufaſſen.

Sch.) Dann akdiziere ich endlich der politiſchen Tätigkeit und
ziehe mich rein in die Wiſſenſchaft zurück. Die wenigen Guten
werden zudem immer auf meiner Seite ſtehen.

Solche Zweifel und Depreſſionen ſchwanden jedoch immer ſehr
bald wieder, wenn ſich irgendeiner der vielen Erfolge einſtellte.
Dann ging ſein Schiff mit vollen Segeln, und weithin verkündete
er ſeine Siegeszuverſicht: „Jch bin übrigens ſchon ſeit drei
Wochen der beſtlaunigſte Burſche in der Welt! Weiß
nicht, wie's kommt, aber ich ſchnaufe ordentlich Grfolg in allen
Nüſtern! Es iſt eine Siegesgewißheit und Gutlaunigkeit über
mich gekommen, gegen die alle frühere Sicherheit nur ein Kinder-
ſprel war.“

Die Stärke des Bandes zwiſchen ihm und Sophie von Hatzfeldt
beweiſt nichts ſo ſehr wie die Tatſache, daß er in ſolchen Momenten
der Siegeszuverſicht und der Freude ein unbezwingbares Bedürfnis
tühlte, ſein Glück mit der Freundin zu teilen. Ebenſo fieberte
Sophie von Hatzfeldt, wenn ſie den Freund in Gefahr wußte und
die Gewißheit hatte, ihm, dem von außen Unlenkbaren, nicht
helfen zu können. Als ſie am 14. Auguſt 1864, wenige Tage vor
der tödlichen Verwundung Laſſalles, ihn auf dem Bahnhof in
Karlsruhe mit einem Ausdruck im Geſicht antraf, der furchtbare
Spuren innerer Aufregung verriet. war ihre Faſſung dahin, und
am 16. Auguſt ereilte ihn ein ſchmerzbewegter Brief, deſſen er
ſchütternder Schluß folgendermaßen lautete: „Jmmer ſteht Jhr
Geſicht, wie ich es noch aus dem Waggon ſah, vor mir. Wenn Sie
mich hart in meinen Ermahnungen gefunden haben, ſo glauben
Sie mir ſicher, daß mein Herz dabei weit troſtloſer geblutet hat
als das Jhrige. Jch kann ſagen, daß ich für Sie das Gefühl
babe, als wären Sie mit einem materiellen Bande an mein
innerſt?s Sein gebunden, das zerſchnitten die völlige Verblutung
für mich zur Folge haben müßte.“

Als Laſſalle kurz danach der tödlichen Kugel des wallachiſchen
Junkers zum Opfer fiel, hatte die Gräfin nur zwei Gedanken, die
ſie ganz beherrſchten: der Kult des großen Toten und die Rache
an ſeinen Mördern. Wenn die Gräfin bei der Durchführung dieſer
ihrer Pläne ſich nicht immer auf jener Linie bewegt hat, die den
Intereſſen der Laſſalleſchen Organiſation parallel ging, ſo wird
ihr die Nachwelt das gern als Zeichen jener Liebe zugute halten,
die ihre Ausmaße nicht mit dem Meterſtabe abſteckt. Der Brief-
wechſel zwiſchen den beiden Menſchen wird trotz aller Schlacken
und Flecken doch als Dokument einer Freundſchaft angeſehen
werden müſſen, die die Geſchichte nur in weiten Abſtänden gebiert.

(Schluß.)

ort

Opfer einer kommuniſtiſchen Lüge.
Aus Oldenburg wird uns geſchrieben
Die hieſige Strafkammer hat in den letzten Tagen ſechzehn

Arbeiter zu mehr oder weniger ſchweren Gefängnis-
ſtrafen verurteilt. Der auf Landfriedensbruch lauten
den Anklage lag folgende Urſache zugrunde: Ende Oktober und
Anfang November vorigen Jahres wurden von kommuniſti-
ſcher Seite Aufforderungen erlaſſen, in den Generalſtreik
zu treten und ſich Waffen anzueignen. Dieſe Aufforderung wurde
s Antwort auf den Einmarſch der Reichswehrtruppen in Thü-
ringen und Sachſen bezeichnet. Von Oldenburg aus wurden u. g.
an die einzelnen Vertrauensleute im Lande durch Boten Briefe
geſchickt, in denen es hieß, daß in der Stadt Oldenburg die Ar
beiterſchaft die Reichswehr im Kampfe geſchlagen habe und über
die ſtaatliche Macht verfüge. Auf Grund eines ſolchen Briefes
legten die Jndnſtriearbeiter in einigen umliegenden Orten die
Arbeit nieder, zogen in Trupps aufs Land, ließen ſich zu Dro
hungen und Gewalttätigkeiten hinreißen und eigneten
ſich mehrfach auch widerrechtlich Waffen an. Natürlich war von
dem über Oldenburg Geſagten nicht das geringſte wahr. Das
Endergebnis der Dinge war nun die Verurteilung von 12 Ange-
klagten zu je vier Monaten Gefängnis. Wegen ſchweren Land
friedensbruchs wurden zwei weitere Angeklagte zu je anderthalb
Jahren und zwei zu je einem Jahr Gefängnis verurteilt. Unter
den Verurteilten ſind mehrere kommuniſtiſche Vertrauensleute.
Einer von ihnen, der ſeinerzeit den Brief nach dem Eiſenhütten-
werk Auguſtfehn überbrachte, war „Obmann des kommu-
niſtiſchen Hurierdienſtes“.

Deutſchnationale Hokfnungen.
Sturz der preußiſchen Regierung

Die deutſchnationale Preſſe wußte geſtern eine Meldung zu ver-
breiten, nach der die Große Koalition in Preußen in die Brüche
ge ſoll. Das rechtsbolſchewiſtiſche Völlchen heulte vor Ver
gnügen bei bloßer Erörterung dieſes Gedankens. Sind doch die
Herren Generale g. D. wie beſeſſen auf das preußiſche Po

Hand zu bekommen, die man auf den Rücken der Arbeiterſchaft
zu jeder beliebigen Zeit herniederſauſen laſſen kann. Bei dem
Grade dieſer Sehnſucht iſt es verſtändlich, daß die deutſchnationale
Preſſe in der Richtung ihrer Wünſche die leichte preußiſche Kriſe
bereits in einen offenen Bruch und nahen Sturz der preußiſchen
Regierung umdeutet. Ueber den tatſächlichen Stand der
Dinge unterrichtet folgende Meldung unſerer Berliner Redaktion:

Ueber die e gegg der preußiſchen Grundſteuer finden
ununterbrochen Verhandkungen zwiſchen den Koalitionsparteien
ſtatt. Während die Sozialdemokraten Demokraten
und Volkspartei die letztere mit Rückſicht auf den volks
parteilichen Finanzminiſter unbedingt an der Grundſteuer
t ſthalten, wird von den Deutſchnationalen und dem im preu
ziſchen Landtag hochagrariſchen Zentrum Sturm gelaufen. Da
die Grundſteuer mit ihrem Grtrage von 300 Millionen Goldmark
die einzige Grundlage der preußiſchen Finanzen bildet, iſt die Re
giernng entſchloſſen, unter Umſtänden die Vertrauensfrage zu
ſtellen. Es beſteht die Ausſicht, daß demokratiſche Staffe-
klungsanträge die Möglichkeit zur Schaffung einer Ver
ſtäwdigungsbafis geben.

Die Regierungsparteien unter ſich.
Der Sozialdemokratiſche Parlamentsdienſt meldet:
Die Regierungsparteien des Reiches hatten in dieſen Tagen mit

dem Reichskanzler in Anweſenheit des Reichsinnenminiſters eine
eingehende Unterhaltung über die politiſche Lage und die
Einberufung des Reichstage s. Der Reichskangler
vertrat die Auffaſſung, daß die Erneuerung des Ermäch
tigungsgeſetzes, das bekanntlich bis zum 15. Februar be
friſtet wurde, nicht mehr notwendig iſt, da die Regierung die
damals zur Begründung des Geſetzes angeführten Arbeiten glaubt
erledigt zu habekt. Dr. Marr iſt infolgedeſſen auch damit ein
verſtanden, daß Anfang Februar bereits die Ausſchüſſe des
Reichetages wieder zu tagen beginnen. Das Plenum ſoll jedoch
nach dem allgemeinen Wunſch der Regierungsparteien vor Ab-
ſchluß der Berliner Beratungen der von der Reparationskommiſſion
eingefetzten beiden Sachverſtändigenausſchüſſe nicht zuſammen-
treben. Bekanntlich haben darüber die bürgerlichen Parteien
allein micht zu beſtimmen, ſondern auch die Sozialdemokratie
hat noch ein Wort mitzureden. An ſich wäre es angebracht, das
Plenum des Reichstages während der Anweſenheit der Sachver-
ſtändigen in Berlin nicht tagen zu laſſen. Der gleiche Grund, der
hierfür ſpricht, hat u. a. aber gleichzeitig auch Geltung in bezug
auf den Ausnahmezuſtand, der längſt überflüſſig
geworden iſt und den ausländiſchen Delegierten höchſtens zeigen
kann, wie traurig es in Deutſchland um die Rechtsverhältniſſe
beſtellt iſt. Vorläufig iſt neben Dr. Geßler der augenblickliche
Reichsminiſter des Jn nern der eifrigſte Gegner der Wieder
herſtellung geordneter Rechtsverhältniſſe. Jhm macht der Wahl-
ausgang in Thüringen für die bürgerlichen Parteien ſolchen
Kummer, daß er unter keinen Umſtänden vor dem 10. Februar,
alſo dem Wahltermin, ſeine Zuſtimmung zur Aufhebung des be
ſtehenden Zuſtandes der Rechtloſigkeit gehen will. Unter dieſen
Umſtänden muß ſich die Sozialdemokratiſche Partei ſelbſtverſtänd-
lich die notwendigen Schritte vorbehalten.

iſt Herr Jarr es vorläufig dennoch mit der Abſicht,
den Einmann-Wahlkreis, wie er vor der Revolution
veſtand, wieder einzuführen. Die bürgerlichen Parteien haben
ihm einmütig eine Abſage erteilt, ſo daß er ſich entſchließen
mußte, den bereits ausgearbeiteten Geſetzentwurf zurück
zuziehen.

Ein ſauberer Plan.
Berlin, 26. Januar.

Aus wirtſchaftlichen und politiſchen Gründen ſollen Eiſenbahn
und Poſt neue sformen erhalten Den Verhandlungen, die
zurzeit der Reichsverkehrsminiſter und der Reichspoſtminiſter mit
den Rregierungen der Einzelländer führen, liegt ein Projekt der
Reichsregierung zugrunde, das für beide, Eiſenbahn und Poſt,
den gemiſcht wirtſchaftlichen Betrieb vorſieht. Zu dieſem Zwecke
wird die Reichsbahn aus der ſtarren Bindung mit dem Reichs
haushalt verausgenommen, um ihren Betrieb vollſtändig nach
aufmänniſchen Grundſätzen führen zu können. Dieſe Führung
geſchieht durch ein Direktorium das ſich zuſammenſetzt aus
einem viergliedrigen Verwaltungsrat und einem zehngliedrigen
Aufſichtsrat. Jm Verwaltungsrat ſollen vor allen Dingen die
ror dem Kriege Eiſenbahnen beſitzenden vier großen Länder
Preußen, Bayern, Sachſen und Württemberg) vertreten ſein. (1)
Die Frage, wie und ob in dieſem Verwaltungsrat auch die kleinen
Staaten mit ehemals eigenen Eiſenbahnen vertreten ſein

lizeiminiſterium', um endlich einmal die Fuchtel in die

ſollen, iſt noch nicht geklärt. Durch Sitz und Stimme im
Aufſichtsrat ſoll auch die Privatwirtſchaft zur Geltung kommen.
Dieſes Direktorium iſt eine eingetragene Geſellſchaft mit den
Rechten einer juriſtiſchen Perſon. Seine Ernennung iſt
ausſchließlich Sache der Reichsregierung. Der Reichstag
wird ſeines Rechtes der Budgetbewilligung enttleidet und hat
nur mehr beratendes Recht.

Die bayeriſche Regierung ſoll bereits durch ihren
Handelsminiſter im allgemeinen ihre Zuſtimmung zu dem Plan
der Reichsregierung ausgeſprochen haben. (1) Eine endgültige
Zuſtimmung der anderen in Frage kommenden Staaten liegt bisher
nicht vor.

Gegen dieſen Plan der Stinneſierunn der Reichseiſenbahn wird
ſich die geſamte Beamten und Reichsarbeiterſchaft auf das Ent-
ſchiedenſte zu wehren haben. Der Charakter des Planes erhellt
am beſten daraus, daß die bayeriſche (1) Regierung „im all
gemeinen ihre Zuſtimmung“ gegeben hat. Sollte es nicht gelingen,
den Schlag gegen die Reichseiſenbahn abzuwehren, dann hat das

Jnduſtrie-Rittertum eine neue Etappe auf dem Wege zur
Schwächung des Staatsgedankens und neuen Erfolg in der Rich
tung des Marcheſtertums erreicht. Das gilt es im Jntereſſe des
ſozialen Charakters der Republik auf alle Fälle zu verhindern

Ferſtörter Schwinel.
Weimar, 26. Januar. (Eig. Drahtbericht.)

Gegen die Thüringiſche Staatsbank und ihren Präſidenten
Loeb ſind in der Preſſe ſchwere Anſchuldigungen erhoben worden,
die im weſentlichen folgendes behaupten: Präſident Loeb und die
Staatsbank hätten, trotzdem dies für ſie verboten geweſen wäre,
Deviſengeſchäfte gemacht und ſich dadurch ſchwere Ver-
ſtöße gegen die geſetzlichen Beſtimmungen zuſchulden kommen
laſſen. Insbeſondere habe Vräſident Loeb wahrheitswidrig be
hauptet, Deviſenhandelserlaubnis zu beſitzen. Zur Nachprüfung
dieſer Vorwürfe bat das thüringiſche Staatsminiſterium auf
Antrag des Staatsbankdirektoriums am 21. Januar beſchloſſen,
eine Kommiſſion einzuſetzen, die mit der ſofortigen Unter-
ſuchung der Anſchuldigungen beauftragt wurde. Die Kommiſſion
wurde wie folgt zuſammengeſetzt: als Vorſitzender der Vorſtand
der Thüringiſchen Rechnungskammer, Präſident König als
Beiſitzer die Mitglieder der Reviſionskommiſſion der Thüringiſchen
Staatsbank, Staatskommiſſar Direktor Maerker (Eiſenach),
Kommerzienrat Eduard Laux (Weimar), Geſchäftsführer Din-
ter (Gera), vom thüringiſchen Wirtſchaftsminiſterium: Mini-
ſterigldirektor Fr. Rauch, Regierungsrat Dr. Mündnich;
rom thüringiſchen Finanzminiſterium: Miniſteriglrat Dr.
Stolze, Miniſterialrat Jaubitzer vom thüringiſchen Mini-
ſterium des Jnnern: Miniſterialdirektor Dr. Jahrn. Die
Kommiſſion, die in ihren Sitzungen am 22. und 25. Januar die
Vorwürfe eingehend geprüft hat, veröffentlicht als Ergebnis
ihrer Unterſuchung folgendes:

„1. Die Kommiſſion hat die Frage geprüft, ab die Staatsbank
ſeit Erlaß der Verordnung über Deviſenbanken ſich für berechtigt
halten durfte, Deviſengeſchäfte weiter abzuſchließen. Dieſe Fraget

wurde auf Grund der vom Wirtſchaftsminiſterium egten
Akten, des von der Staatsbank mit dem Wirtſchaftsminiſterium
und dem Deriſenkommiſſar geführten Schriftwechſels und im
Art die in zahlreichen anderen Fällen geübte Praxis
ejaht.2. Die Kommiſſion hat weiter durch Einſichtnahme in die
Bücher der Staatsbank und durch Vernehmung der für den De-
riſen und Sortenverkehr zuſtändigen Veamten feſtgeſtellt, daß
Präſident Loeb mit der Staatsbank Deviſengeſchäfte
überhaupt nicht und Sortengeſchäfte nur in einem Falle,
und zwar in Höhe von insgeſamt etwa 26 Goldmark, getätigt hat.

3. Voa angeblichen Einzelverfehlungen der Thüringi-
ſchen Staatsbank gegen die geſetzlichen Deviſenbeſtimmungen iſt
der Kommiſſion der Fall Thiel (Ruhla) bekannt geworden Hier
war die Behauptung der Firma Thiel zu prüfen, daß ſie die Ab
lieferung der bei dem Geſchäft an die Staatsbank gegebenen De-
viſen an die Reichsbank zur Bedingung gemacht habe. Durch
Zeugenausſagen ließ ſich hierüber bei den widerſprechenden Be
hauptungen der bei dem Vorgang auf beiden Seiten beteiligten
Perſonen eine Klärung nicht herbeiführen. Ein urkundlicher
Nachweis war gleichfalls nicht zu erbringen, denn der Bleiſtift
vermerk „abgabepflichtig an die Reichsbank“ auf dem von der
Firma der Kommiſſion vorgelegten Auftragsformular läßt nicht
den ſicheren Schluß zu. daß das in Verluſt geratene Original
dieſen für die Entſcheidung ausſchlaggebenden Vermerk ebenfalls
getragen hat. Die Kommiſſton hat daher nicht die Ueberzeugung
gewinnen können, daß die Staatsbank in dieſem Falle gegen
die geſetzlichen Deviſenbeſtimmungen verſtoßen hat.

4. Weitere Fälle angeblicher Verfehlungen vermochten die Ver
treter des Verbandes der Mitteldeutſchen Induſtrie nicht nach
zuwoeiſen.“

Mit dieſen Feſtſtellungen der Unterſuchungskommiſſion iſt eine
neue Legende der bürgerlichen Parteien Thüringens widerlegt.
Damit bleibt für die Herrſchaften vom thüringiſchen „Ordnungs-
block“ Herr Jarres als eifriger Verfechter des Ausnahmezuſtandes
die einzige Hoffnung.

Her chineſiſche General.
Von Joſeph Roth.

Jch habe das Porträt eines chineſiſchen Generals, eines grofzen
Generals, in einer engliſchen Zeitſchrift geſehen. Es war ein Oel-
druck, und man ſah genau, daß es ein mongoliſcher und nicht etwa
ein eurovpäiſcher Heerführer war; man ſah die gelbe Geſichtsfarbe
und die Schlitzaugen und die flache Naſe ohne Wurzel.

Aber der ausgeſprochen mongoliſche General trug eine euro-
päiſche Felduniform aus graugrünem Mimikrytuch und einen
europäiſchen Säbel an der linken Seite und viele Auszeichnungen
an der Bruſt, blaue, grüne und rote Bändchen und Schleifen, von
derſelben Art, wie ſie auch in Europa an Generalsbrüſten und in
geheimen Schubladen unſerer Backfiſche zu finden ſind.

Es war ein ſo herrlich-regaliſtiſcher Farbendruck, der General
ſtand ſo greifbar, ſozuſagen ſalutierbar, auf dem Blatt der Zeit
ſchrift, daß man ſeinen Säbel ſchleppen zu hören vermeinte und
das ſanfte Klingeln einer Medaillen und das ſilberne Läuten der
Sporen aus edlem Stahl. Ja, wenn ich mich inbrünſtig für ein
paar Sekunden in den Anblick des großen Chineſen vertiefte, konnte
jch mir die Stimme des Generals vorſtellen und den gewaltigen
Schall ſeines Kommandowortes, und ich hörte etwa einen Ruf, wie:
„La--Hu--Pi!“ oder: „Me--li-tung“. Und das heißt ungefähr:
„Batterie ſtillgeſtanden!“ oder: „Niederſchießen!“ oder: „Sturm“.
Denn, wenn auch die chineſiſchen Generale chineſiſch kommandieren,
ſo bedeutet der Jnhalt ihrer Kommandos doch ungefähr dasſelbe,
wie der unſerer deutſchen.
Welt kommandieren immer ſolche Dinge, wie Schießen, Stürmen,
Feuer (beziehungsweiſe Zeitungen) einſtellen, und dergleichen
mehr.Und nun geſchah folgendes: Während ich mir ſo die Komman-
dos des großen chineſiſchen Generals vorſtellte, beränderten ſich
allmählich die typiſchen mongoliſchen Züge des farbengedruckten
Porträts. Die gelbe Farbe des Geſichts verblaßte und wurde euro
päiſch weiß. Die Naſe ſprang vor, die ſchielenden Pupillen
richteten ſich gerade, der kleine ſchwarze ſpärliche Schnurrbart
ſträubte ſich und wurde buſchig, und vor mir befand ſich das Bild
eines großen europäiſchen Generals. Ja, der Chineſe war ein
Europäer nur dadurch, daß er ähnliches kommandierte, ja, er
lebte.

Es war ein großes Erlebnis, als ich auf der nächſten Seite der

kulis. Auch dieſer Mongole hatte eine große Aehnlichkeit mit
einem europäiſchen Zigarrenſtummelſammler oder Obdachloſen.
Auch ſein Rücken war gebückt. Auch ſein Blick war flüch ig, wie
der ſcheue Blick eines verfolgten Tieres. Auch ſeine Fäuſte waren
derb und hingen an mageren Armen.

Und ſo erkannte ich die geheimnisvo, en Zuſammenhänge dieſer
Welt, und ſo kam ich hinter das Geheimn:s, weshalb Generale, die

Und die Generale aller Länder der

gegeneinander Krieg führen, ſich nicht perſönlich in den Kampf be
geben. Denn alle Generale der Welt, die gelben, die branunen, die

roten und die ſchwarzen ſind Brüder und wollen einander nicht
totſchlagen.

Nur die Kulis aller Länder, die gelben, die braunen, die
ſchwarzen, die weißen haben noch nicht erfahren, raß ſie auch
Brüder ſind. Und ſo ſchießen ſie aufeinander.

Aber das kommt davon, daß die Generale weit häufiger in den
illuſtrierten Zeitſchriften abgebildet ſind als die Kulis.

Das gefälſchte „Bismarck“-Drama.
Emil Ludwig ſendet dem „Vorwärts“ aus Athen folgenden
Proteſt gegen die Umfälſchung, die ſein Bismarck Drama
bei der Aufführung im Berliner Apollo-Theater erfahren
hat:

„Nur unter den drei Bedingungen erſte Schauſpieler, kein Zu
ſatz, keinerlei monarchiſtiſche Umfälſchung, willigte ich in die Auf-
führung im Apollo- Theater. Schon vor den Proben ſah ich aber,
daß die Direktion keine dieſer Bedingungen ganz erfüllen wollte.
Da ſich trotzdem die Bühne mit ihrem ganzen Apparat als teilweiſe
unüberwindlich zeigte, verzichtete ich auf einen Kampf, den ich nur
halb gewinnen konnte, publizierte dagegen am 15. Dezember, daß
ich für alles unverantwortlich ſei, was dort geſchehe, und reiſte ab.

ſam werden kann, r der Dauererfolg in Frankfurt, wo wir
es als Kammerſpiel inſzenierten; wie dies auch indeſſen in
Königsberg, Bremen uſw. geſchehen ſein mag. Jn dem bei Kiepen
hener erſchienenen Buchdrama findet ſich weder der Berliner
Titel noch eine Szene mit Eckfenſter und Wachtparade, weder ein
Ball noch ein ganzer Landtagsſaal. Dagegen iſt Bismarcks
Eigenwelt von drei Seiten: Laſſalle, Virchow, Kronpringeſſin,

breit aufgebant. Laſſalle hat drei Bilder und der Schluß des

engliſchen Zeitſchrift das Bild eines Kulis erblickte, eines Rikſchah

Daß das Stück, wie Sie ſelbſt erwähnen, ohne Ausſtattung wirk

Stückes zeigt in einer Debatte zwiſchen Bismarck und Viktoria
deutlich die Grenzen der Blut und Eiſentheorie.

Aus allen meinen Büchern und Aufſätzen ſpricht eine ſo ent
ſchieden demokratiſche-antimonarchiſtiſche Grund-
geſinnung, daß ich mäch, angeſichts des vorliegenden Buch-
dramas, nur auf deſſen Text zu berufen brauche, um jede falſche
Deutung, Ausbeutung und Uindijchinng im Sinne der Nationaliſten
abzulehnen. Gerade das Beſtreben, entgegen der früheren
Lehre, die gange Paſſivität des Königshauſes darzuſtellen, während
andererſeits Bismarcks Genie dauernd von Männern und Frauen
der königlichen Familie gehemmt wurde, veranlaßte dieſe Form,
die nichts ſein will, als dramaliſche Geſchichte, geſehen von allen
Parteipunkten.“

Die Jronie der Tageseſchichte hat es gefüg?, daß dieſer Proteſt
gerade zu einer Stunde eintrifft, wo nationaliſtiſche Ehrenmänner
über dic „Tendenzmache“ eines Tollerſchen Dramas Zeter ſchreien
Dieſelben Ehrenmänner, die kein Bedenken tragen, eine reine,
tendengloſe Dichtung für ihre agitatoriſchen Zwecke umzufälſchen
und die gegen den Willen des Dichters verübte Fäl-
ſchung zum Anlaß monarchiſtiſcher Kundgebungen
zu mißbrauchen.

Verleihung des Strindberg-Preiſes. Am 75. Geburtstage Strind-
bergs (22. Januar) wurde der jährliche Strindberg-Preis dem
Werke „Dante und ſeine Zeit“ von Dr. Karl Federn verliehen.

Stadttheater. Heute, Sonnabend, abend 755 Uhr gelangt
Shakeſpeares „König Legr“ zur Aufführung. Sonntag (Anfang
7 Uhr): „Tannhäuſer“. Montag 724 Uhr: „König Lear“. Diens-
tag: „Kindertragödie“ von Karl Schönherr.

Volksbühne. Spieltage: „König Lear“. Montag, den 28. (B)
und Donnerstag den 31 (0). „Carmen“: Sonnabend, den 2. Febr.

Zu dem RichardWagnerAbend am Montag, dem 28. Jan.
abends 8 Uhr, im „Volkspark“ ſind noch Karten am Saaleingange
zu haben. Mittwoch. den 30. Januar, abends 48 Uhr, im Thalia-
i tfe er: Dehmels „Menſchenfreunde“. Karten in der Geſchäfts

Jm ThaliaTheater gelangt morgen, Sonntag, abend 72 Uhrr wie „Der fung r von Reimann und Schwars
rung. Karten an der Kaſſe des Stadt bie ander Abendkaſſe im Thalia- Theater. e adttheaters ſowi
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Politi'che Hochſtapler.
S ne leſen wir in der Mittwoch-Abendausgabe
„Wir zitierten kürzlich die Rede Kamenews auf der letzten

Parteikonferenz der RKP. über die Putſchab ſicht e n de r
o mm nniſten für den November des vergangenen Jahres

Inder uns heute zu Geſicht kommenden Prawda vom 17. Januar
finden wir in dem Bericht über dieſe Parteikonferenz die Be
grihunazanſprache des Vertreters der deutſchen Kommuniſten
e W iſt wirklich wert, wiedergegeben zu werden Der
eutſche Vertreter ſein Name wird nicht genannt üßt diKonferenz mit folgenden t Wna nut begrüßt
„Jn Deutſchland wollte das dentſche Proletarigt i uſt 8wiederholen, was in den Oktodertagen 5 Jahres l ver Winfge

Proletariat unternvmmen hat. Aber die Kommuniſtiſche Partei
Deutſchlands fonnte nicht ſiegen, da ſie nicht über die
grandioſe Srfahrnung der Kommuniſtiſchen Partei Rußlands ver
fügte, die, unter illegalen Bedingungen im Kampfe mit dem Zaris-
mus groß geworden es verſtanden hat, die einmal geſteckte Aufgabe
zu ermöglichen die Macht im Lande zu erobern.“

Der Redner geht dann zu einer Analyſe de ickli Vor-gänge in Deutſchland über und fährt dann ſeek, nlictkkwen For

„Die Frage der deittſchen Revolution das iſt iron Monaten Freilich, mit genauer Zuverläſſigkeit zu en
dieſes Ereignis nach Ablquf einer beſtimmten Friſt eintreten wird
iſt ſchwierig. Unzweifelhaft iſt aber, daß das deutſche Prole-
tariat vor dein Zwange ſteht, den Kampf wiederga u f
zunehmen und ihn bis zu Ende durchzuführen, um ſo mehr, als
tie derttſche Arbeiterklaſſe ſh. für unbeſiegt hält. Davon zeugen
guch die Ereigniſſe, die ſich augenblicklich in Deutſchland abſpieken.
Der Hampf der Ruhrarbeiter, der Kampf der Arbeiter in gan-
Deutſchland um den Achtſtundentag, der Kampf gegen den Lohn
abbau. Das deutſche Proletariat ſtellt wieder die politi ſchen
Fragen auf die Tagesordnung. Jhren ganzen Kampf führt die
deutſche Arbeiterklaſſe unter der Leitung der deutſchen Kommuniſti-
ſchen Partei, die aus den Erfahrungen aller früher gemachten
d ren und es verſtehen wird, die Arbeiterklaſſe zum Siege
zu führen.

Es iſt nicht wahr, daß die Militärs und die Faſciſten der
Krifis Herr werden können. die über Deutſchland hbereinbricht. Die
deutſchen Militärs und die Faſeciſten, die tatſächlich augenblicklich
die Macht in der Hand haben, werden nicht imſtande ſein, mit den
Lroblemen fertig zu werden, die vor der deutſchen Arbeiterklaſſe
und den deutſchen arbeitenden Maſſen ſtehen werden.
Der Redner weiſt dann auf die Beſetzung der Ruhr hin und auf

die Unmöglichkeit einer Verſtändigung. Die ganzen Laſten würden
auf die Schultern der Arbeiter gelegt werden müſſen:

„Unter dieſen Bedingungen iſt eine weitere Erregung, ein neuer
Ansbruch einer revolutionären Welle unvermeidlich. An einzelnen

rten, wo die Laſten beſonders ſchwer auf die Bauern gelegt wer

en, kämpfen ndie Bauern Schulter an Schulter mit den Arbeitern.
ir werden deshalb bei einer neuen revolutionärenWelle die Möglichkeit haben, ſicherer zum Siege zu ge

13767 um ſo mehr, als der bevorſtehende Kampf der ent

e imeiſh.e Entwicklung komrmuniſtiſchen Bewegung intend ſchneller, als wir vorausſahen. (1) Aue P
e un Weſteuropas erfaßt, daß ſie von ihrem

Gs iſt doch ſecbön, daß
ſchen Kommuniſten

rennen. Das wird vielen die Stellungnahme zu den Kommu

Politiſches Geſindel.
vöſkiſchen Judaſſe unter und gegeneinander.

Die rung des Mordplanes gegen General v. Seeckt ge-
währt immer lieblichere Einblicke in die angebliche Geſchloſſenheit
der völkiſchen Bewegung. Der verhaftete Augeburger Fabrikbeſitzer
Dr. Grandel war eingeſchriebenes Mitglied der National-
o5igliſtiſchen Arbeitervartei, deſſen Vorſitzender
laß bekanntlich bererts vom Unterſuchungsrichter vernommen
worden iſt. Dieſe beiden völkiſchen Richtungen denunzieren ſich
etzt gegenſeitig, die eigentlichen Urheber des Mordplanes zu ſein,
und nehmen für ſich ſelbſt das Verdienſt in Anſpruch, die Ver-

ſchwörung aufgedeckt zu haben. Es wird ſehr intereſſant ſein, feſt
zuſtellen von welchen Kreiſen nun wirklich des Komplott aus
higmgen ift. Herr v. G raefe verwahrt ſich ſehr entſchieden gegen

ie verſteckte Verdächtigung der Deutſchvölkiſchen Freiheitspartei
durch die „Deutſche Zeitung und deutet an, daß nach den Ermitt-
lungen gang andere Leute als ſeine Freunde „ungeheuerlich ent
larvt daſtehen“ we d Auf jeden Fall iſt es eine feine Geſell-
ſchaft. die Meordpläne ausbrütet, ſich gegenſeitig beſpitzelt und
Khließlich dem Staatsanwalt ausliefert.

Der Abbau Kahrs.
München, 26. Januar. (Eig. Drahtbericht.)

Zur Widerlogung Berliner Zeitungsmeldungen wird durch eine
bamtliche Mitteilung bekanntgegeben, daß der Generalſtaats-

iſt, daß er mit dem heutigen Tage jene Verordnung vom 1. Okt. 1923
n hat, die in der geſamten Arbeiter und Angeſtellten
ſchaft erns ſehr den größten Unwillen erregt und ſelbſt
die Arbeitnehmer der dem Herrn v. r naheſtehenden politiſchen
Aganiſationen gegen ſich auf den Plan gerufen hat, nämlich die
Verorbnung über das allgemeine Streikverbot.
Seinen Rückzug verdeckt Herr v. Kahr damit, daß er das Verbot
von Streik und Ausſperrung wenigſtens für die ſogenannten
lebens wichtigen und gemeinnützigen Betriebe
aufrechterhält.

[E gü—m—D„ „JIA.4”qID.JIT

Bayeriſches.
München, 25. Januar. (Eig. Drahtbericht.)

Oberlandesgerichtsrat Poehner iſt an einem Magen und
Darmleiden derart ſchwer erkrankt, daß er zur kliniſchen
und Röntgenbehandlung in einer Privatklinik unter-
gebracht wurde.

7

Jn Nürnberg iſt unter dem Namen Deutſche Arbeiter
partei eine neue deutſchvölkiſche Organiſation ins Leben gerufen
worden, die ihre Beteiligung an den politiſchen Wahlen ankündigt.
Letztere dürfte wohl im Rahmen des ſogenannten völkiſch-
ſozialen Blocks erfolgen.

Vor der Beſtattung Lenins
Moskau, 26. Januar. (Eig. Bericht.)

Die Beiſetzung Lenins erfolgt erſt am Sonntag, weil den aus-ländiſchen und auswärtigen Delegationen der Acbelterorgamiſa
tionen auf allgemeinen ausdrücklichen Wunſch Gelegenheit gegeben
werden ſoll, noch an der Beerdigung Lenins teilzunehmen. DieBeiſetzung ſelbſt erfolgt auf dem Roien Platz“ in Moskau. Es
iſt zu dieſem Zweck ein proviſoriſches Holz-Mauſoleum in der Form
einer Pyramide errichtet worden. Hier ſoll der Sarg, mit einem
Glasdeckel verſehen, aufgeſtellt und ringsumher eine Galeri-
errichtet werden, von der aus den einzelnen Delegationen Gelegen-
heit gegeben werden ſoll, den Leichnam zu ſehen. Bis Sonntag
bleibt die Leiche im Gewerkſchaftshaus aufgebahrt, wo Arbeiter
und Bauern ſowie bekannte Mitglieder des kommuniſtiſchen Exe-
kutivkomitees abwechſelnd die Ehrenwache halten. Vor dem Ge-
bäude warten Tauſende auf Einlaß.

Der deutſche Geſandte in Moskau, Graf Brockdorff-
R antzanu, legte am Freitagnachmittag um 3 Uhr im Namen des
diplomatiſchen Korps einen HKranz auf dem Sarge nieder.

Inzwiſchen iſt das Beileidstelegramm der 2. Internationale in
Moskau eingetroffen und veröffentlicht worden. Sonderbar iſt,
daß Sinowjew trotzdem gerade in dieſem Augenblick in der
„Prawda“ unter der Ueberſchrift: „Der Tod Lenins und die Auf-
gaben der Leniniſten“ einen Artikel veröffentlicht, in dem es u. a
heißt, daß die 2. Jnternationale noch immer die internationale
Arbeiterbewegung vergiftet und ſich von dem ſchweren Alpdruck der
Wegloſigkeit nach dem Weltkriege bisher noch nicht befreien konnte.

Die hoben Frachten ſind ſchuld?
Die Kriſe im Ruhrbergbau.
Bochum, 26. Januar. (Eig. Drahtbericht.)

Die Lage im Bergbau ſoll jetzt durch erhebliche Gütertarif-
ormäßigungen gebeſſert werden. Nach Mitteilungen von
Unternehmerſeite ſollen die beſtehenden Schwierigkeiten im Abſatz
lediglich eine Tariffrage ſein, was naürlich unzutreffend ift. Jn-
deſſen iſt man im Reichsverkehrsminiſterium bereit, den Wünſchen
der Berg induſtriellen entgegenzukommen und mindeſtens
für die Zechen des Ruhrgebiets weſentliche Erleichterungen
zuzugeſtehen. Die letzte Frachtermäßigung erfolgte im
Dezember 1923 und betrug 8 Prozent. Man erwartet, daß das
Reich in Anbetracht der Laſten, die die Ruhrinduſtrie zu tragen hat,
weitere erhebliche Vergütungen gewährt. Jnzwiſchen verſchärft
ſich die Bergbaukriſe. Auch am Freitag liegen eine große Anzahl
neuer Anmeldungen von Feierſchichten vor. Der Druck auf
die Arbeiterſchaft wächſt. Bezeichnend für die verzweifelte Lage
ſind die in letzter Zeit ſich häufenden Ueberfäl le bewaffneter
Gruppen auf Polizeipatrouillen, die in Eſſen, Königsſteele und
Bochum Opfer koſteten. Ueber das Ausmaß der Wirtſchafts
kri ſe des induſtriellen Weſtens informieren die Zuſtände im Sie-
gener Montanrevier, wo befürchtet wird, daß in kurzer Zeit auch
der letzte Hochofen abgeblaſen werden muß. Auch hier werden die
Schwierigkeiten auf die hohen Frachten zurückgeführt, ſo daß
man annehmen kann, daß die geſamte Schwerinduſtrie einen großen
Feldzug gegen die augenblicklichen Frachtſätze der Eiſenbahn vor
bereitet. Jntereſſant dabei iſt übrigens daß die Fertigindu-
ſtrie ſich neuerdings wieder ſchärfer als zuvor gegen die Preis-
politik des Roheiſenverbandes wendet, dem man eine verſchlechterte
Preispolitik vorwirft.

Wirtſchaftspoſitik.
Der internationale Deviſen- Markt.

Der Bedarf in den Nebenvaluten war auch am Freitag verhält-
nismäßig nur gering. Die Anforderungen in den HauptvalutenLondon und Holland ſind gegenüber peit Vortagen kaum ver-
ändert, dagegen hat die Nachfrage nach Kabel Neuyork, nachdem
die Deviſenkurſe ziemlich in Parität mit Kabel Neuyork gebracht
ſind, eher etwas nachgelaſſen. Nennenswerte Kursverände-
rungen traten nicht ein Kabel Neuyork 4,2 Billionen und Lon
don 17,75 Billionen.

Auch London und Holland wurden wieder je 15 Prozent, Kabel
Neuyork 10 Prozent zugeteilt. Die übrigen Valuten, in denen im
Markte zumeiſt ein Ausgleich erfolgte, wurden voll berückſichtigt.

Jm internationalen Markt liegt der Franken etwas
Kommiſſar v. Ka hr in keiner Weiſe die Abſicht des Rücktritt s feſter. Hier ſtellte ſich London gegen Paris dhne nennenswertq
Dobe. Das mag zunächſt richtig ſein, aber ebenſo richtig iſt, daß Umſätze auf 9334 und Kabel gegen Paris auf 2214. London liegt

w. neralſtaateanwalt in der Tat

hhe7e

Am Notenmarkte wickelte ſich das Geſchäft ebenfalls in
ru Bahnen ab. Dollarnoten mußten auch heute mit zirka
1 Prozent ſcharf repartiert werden, dagegen hat das Angebot in
italieniſchen Lire zugenommen, ſo daß die Anforderungen in dieſen
Noten heute mit 40 Prozent berückſichtigt werden konnten.

v 3
Marfkbewertung ir Neuyork in der Schlußbörſe 23 bis 21,

Nachbörſe 23 bis 2334 Cents. Dollarparität 4,25 Billionen.

hypothekenAufwertung.
Die „Arbeitsgemeinſchaft der ſchaffenden Landwwirte, Pächter un

Siedler“ hat zu der Frage der geplanten Hyporhekenaufwertung
Stellung genommen und der Reichsregierung folgenden Vorſchlag
unterbreitet: „1. Von der Aufwertung der Hypotheten iſt bis zu
einer Mindeſtvermögensgrenze abzuſehen. Erſt bei
Ueberſchreiten dieſer Grenze des freigulaſſenden Mindeſtvermögens
des Schuldners darf aufgewertet werden, und zwar in progreſſiver
Staffelung, ſo daß bei Schuldnern mit großem Vermögen die volle
Schuld aufgewertet wird. Dasſelbe gilt für die Sparkaſſen und
die Anleihen des Staates. 2. Die aufgewerteten Summen ſind in
Verwaltnnaga des Staates zu geben. Der Staat iſt ver-
pflichtet, dieſe Gelder nur zur Auszahlung für ſolche Gläubiger
von Hypotheken, Sparkaſſenguthaben oder Staatsanleihen zu
werden, die nicht mehr als das unter Punkt feſtzuſetzende Min-
deſtve mögen beſitzen. Die Auszahlung hat in Stagffe-
lung zu erfolgen, und zwar ſo, daß der Unbegüterte den
höchſten Prozentſatz erhält. Dabei fann entſprechend der
zur Auszahlung in Betracht kommenden Anzahl von Gläubigern
und entſprechend der zur Verfügung ſtehenden Summen eine Höchſt,-
auszablungsſumme feſtgeſetzt werden.“

SchiffahrtsStatiſtik.
Die drei großen Hafen Europas, Hamburg, Antwerpen und

Rotterdam, wieſen in den Jahren 1922 und 1923 folgende
Bewegung auf:

Zahl der Schiffe
1922 1923

Hamburg 10 838 12 340 1502

Geſamttonn ge

1922 1923
13 005 134 15 400 923 2 395 789

Antwerpen 8323 9351 1928 15 050 182 17 349 098 1749 916
Rotterdam 8462 8069 393 12 338 016 11 401 865 936 151

Während alſo der deutſche und der belgiſche Hafen eine Zunahme
der ein- und auslaufenden Schiffe und der Tonnage aufweiſen hat
das niederländiſche Rotterdam einen Rückgang zu verzeichnen. Hamburg
ſteht, ſoweit die Zahl der Schiffe in Frage kommt, an der Spitze,
wird aber in der beförderten Tonnage von Antiwerpen überholt. Das
iſt ein Beweis dafür, daß ſich Hamburg zit kleineren Schiffen behelfen
muß, während die großen internationalen Ueherſeedampfer ſtatt in
Hamburg in Antwerpen einlaufen.

Aus aller Welt.
Codesſtrafe für Kindesmord.

Bernburg, 25. Januar.
Die Strafkammer Bernburg verurteilte heute nach ſechsein-

halpſtündiger Sitzung den Landwirt Friedrich Fiſchmann wegen
Mordes, begangen an ſeinem Sohne Alfred, zum Tode. Der An
geklagte war beſchuldigt, ſeinen Sohn auf ſeinem an der Saale
gelegenen Acker mit der Rübengabel auf den Kopf geſchlagen zu
haben umd den ſo Beläubten unter Beihjilfe ſeines jüngſten Sohnes,
der ebenfalls unter Agklage ſtand, in die Saale geworfen
zu haben. Zur Vertuſchung der Tat hatten die Unmenſchen den
Ungolücklichen bis auf Strümpfe und Weſte ausgezogen und die
Kleidungsſtücke dann verbrannt. Das Gericht ſtützte ſich in der
Hauptſache auf die Ausſagen des Sohnes, die dieſer während der
Unterſuchungshaft gemacht, in der Verhandlung allerdings teil
weiſe widerrufen hatte. Der Angeklagte Fiſchmann ſen., ein ver
konmener Menſch, beugrete ſtandhaft ſeine Schuld und nahm das
Urteil ohne Zeichen äußerer Erregung entgegen. Der junge Fiſch
mann erhielt zwei Jahre Befängnis wegen Beihilfe. sUrteil iſt nach der Notgerichtsverordnung ſofort rechtskräftig. (1)

Bandenüberfall. Aus Paderborn wird gemeldet: Jn einer
der letzten Nächte überfiel eine Bande von etwa 20 maskierten
und mit Armeepiſtolen bewaffneten Räubern das Gehöft eines
Landwirtes. Sie trieben die Bewohner des Gehöfts in den Keller
und plünderten die Beſitzung aus. Große Warenvorräte,
Gold und Silberſachen ſowie ein großer Poſten von Bargeld wur-
den geraubt. Die Räuber verließen morgens das Haus und ent
kamen unbekannt

Doppelmord bei Nürnberg. Nach einem Feſtgelage wurden in
der Nacht auf Mittwoch in dem Städtchen Schwabach bei Nürnberg
der 21 Jahre alte Arbeiter Kün ſt und ſeine Geliebte, die 26jährige
Kellnerin Anna Obermeier, beide von Nürnberg, auf
beſtialiſche Weiſe ermordet. Als Verüber dieſer Bluttaten wurde
geſtern der Haufierer Martin Speckin ger aus Effenhauſen bei
Waſſerburg am Jnn, der am 17 nach der Tat einen Selbſt
morbdverſuch veritbte, indem er vor einen Zug warf, ermittelt
und in verletztem Zuſtande in das Nürnberger Krankenhaus ein
geliefert. Speckinger iſt geſtändig, will aber den Künſt nicht haben
töten wollen, ſondern nur in Notwehr angegriffen haben. Die
Obermeier habe er in einem heftigen Streit umgebracht.

Bahnunglück. Auf dem Bahnhof Myslowitz fuhr eine Ran-
giermaſchine in voller Fahrt einem leerſtehenden Perſonen
zug in die Flanke. Lokomotive und mehrere Wagen wurden
ſtark beſchädigt. Lokomotivführer und Heitzzer ſprangen ab. i
führerloſe Lokomotive ſauſte in voller Fahrt in die Mauer eines
Stellwerkes, wo ſie ſteckenblieb. Zwei Perſonen wurden ſchwer

abhbeatt. Der beſte Beweis dafür gegen Kabel mit 422 ebenfalls eine Kleinigkeit feſter. verletzt.
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Eneelhardt Bock
Vereins Kulender

der VSPD.,
Freien Gewerkſchaften, Geſelligen Vereine
ſowie der ſozialiſtiſchen Frauen- Zuſammen
künfte im Bezirk Halle- Merſeburg.
Sekretarigat der VSPD. Halle (Saale), Harz 42/44,

Hofgebände, 2 Treppen. Ferrwruf 1029.
(Ortsburegu daſelb Fernruf 1029)

Die Beröffentlichungen der VSPD. im Vereinskalender
erfolgen, wenn nicht koſtenlos gegen beſondere Ver
einbarung die aller anderen Vereine zum jeweiligen
Milimeterpreiſe zweiſpaltig abzüglich 502/0 Rabatt.
Oeffentliche Veranſtaltungen werden nur außerhalb

des Vereinsfalenders bekanntgegeben.

Varteigenoſſen! Die Aufklärung der
auen iſt zwingende Notwendigkeit.
ringt deshalb zu allen Veranſtaltungen

der Partei Eure Frauen mit. g

Jungſozialiſten. Sonntag früh Be
teilt ung an der Jugend ezirkskonſerenz
Rachmittags dort Treffen zur Hal tage
fadtt. Dienstag im „Heim“ Wiiden-

jan 20): Fortſetzung der Volkiſchen De
tte. Einleitung Heinrich Deiſt. Gäſte

will kommen.
M bur Montag, den 28. Januar.erse abends 8 Uhr, Seffnerſtr. 4
(Parte ibureau): Sehr wichtige Funktionär-
ſitzung

Zentralverband der Angeſtellten.
Donnerstag, den 31. Januar 1924, abends
8 Uhr, im „Tivoli“: Jahresverſammlung.
Erſcheinen aller Mitglieder iſt Pflicht
4929

Sonntag den 27. Januar,
Der Vorſtand.

Benndorf. nachm. 4 Uhr beim Ge-
noſſen Wenzel; Mitolieder- Verſammlung
Um dringendes und pünktliches Erſcheinen
wird wegen der Wichtigkeit der Ta es
ordnung gebeten. eferent: Genoſſe
Kämvf (Merfeburg).
R ßbac Sonntag den 27. Januar,0 nachmittogs 3' l Uhr Mit-
ol e eiverſammlung. ei der Wichtiokeit

Tagesordnung iſt das Erſcheinen aller
Genoſſen und Genoſſinen notwendig.
Gr ewauld Sonntag, den 27 Jan.,n ſachm Uh im Gaſt
hof Gotth. Schmidt, Zimmer 6: Wichtige
Mitgliederverſammlung. Tagesor nung
Die vol'tiſche Lage und die Stellung der
Partei Referent Genoſſe Alfred Wielepp
(Halle).

Sonntag, den 27. Januar,J 2pru a. J. nachm. 2 Uhr. im „Rats-
keller“ Oeffentliche Volksverſammlung.
o Guske, Landrat, Merſeburg ſpricht
über Kommunalpolitik und Arbeiterklaſſe!
Zaglreiches Erſcheinen wird erwartet.

Mansfelder Lande-
ſelo Arbeiter-SamariterEisleben. golonne (E. V. hun

tag, den 27 Jayvuar, nachmittags 3 Uhr,
im „Volkshaus“ Generalverſammlung
Erſcheinen fämtlicher Mitglieder iſt Pflicht.

Arveiter-Tum- u. Sportwereinigung

„ludwig Jahn (Elzleben)
inmmntu nun CCIIIIIIIIIIIIIIIIIIII1ISonntag, den 27. Januar 1924 nachm

3 Uhr, im „L'olkshaus“: General Ver
ſammiung. Tagesordnung Berichte Vor-
tand swahl. Vereinsangelegenheiten. Wir
itten um pünktliches und vollzähliges Er-

ſcheinen der Mitalieder. Der Vorſtand.

Jentralbibliothek Halle
W urgſtraße 27 (Volkspark).

Geöffnet Dienstag u. Donnerstagabends 6 bis 8 Uhr. Bücherverzeichniſſe
zu haben in der Volksbuchvdl., Harz 42144.

Stadt Theater.
Sonpiag, adends 7 Vnr

Tannhäuser
Pomag. abends 7 Uhr

König Lear.
Thalia- Theater.

Somniag, abends 7 Var:
kin Sprung in die khe.

Köch's Künstlerspiele

Runte Bühne

Der größte Ertolg
aller Darbietungen

ist das
4. Programm
der erstklassäg.
Fritz eher

Länger
und die Tanzsterne
Gesehwis er
Thesen

Hente, von
abends 11 Uhr
Woblätigheitrfest

und Bazar
zum Besten der

Alters hilfe

Mod. Theuter
16. bis 31. Januar

Ha
Operette von
Rob. Sehole

Der weueste Schlaper!

500 Anfführungen
in Wienu. Berlin

Sohlleder-

Ausschnitt
F. Moah,
Leipziger Str. 16.
Ecke Sandbverg. 4591

Henen- Hut

Reparaturen

Jetzt sehr bulo!
Lieferung in 8 Tag.
Strod- u. Fiubut- Fadrſt

Franz Zenk
Hahe a. S., Il Berünt-2

Fabr. Niederlagen
Leipziger Straße

(Ecke Poststr. 1)
Große Alausstraße

Mersebarger Straße 161

Gegründet 1910.

Rcutmänvische Privatschule

von Wilhelm Baoer,
Gewuststraße 41, II.

Anmeldung für den April-Kursus erbitte ſieh jetzt.

zucokerwaren uſw.
kaufen Wiederverkäufer am billigſten be

Willy Volgt Grene 6)Wachran Co.
Markt G gegenüber Börſe).

NeuNeu
MAnax Beer

Allgemelne 6exchichte
les Sozialismus

Jedes Bandchen des komplett vorliegenden
Werkes iſt in vielen tauſend Exemplaren
verbreitet. Beers wirklich hervorragende
Arbeit, die die ſozialen Kämpfe vom Alter
tum bis in die neueſte Zeit ſchildert, kann
mit den beſten Werken populärer Geſchichts
ſchreibung in eine Reihe geſtellt werden.
Dieſe in ſchönen roten Pappband gebundene

usgabe koſtet 8 Mark.

Volkshlatt Buchhandlung
Halle (S.), nur Gr. UVlrichstr. 27

ICWCCCGCGcGSCCCGVCccccCDCCrrCCCCCCCCCCCCCC

c Preiswerte W
Bezugsquelle

Seiller waren
aller Art

Hensel Kap
Königetra e
Teleph. 5878.

Haupterwerb. Ver
triebsſtelle vergebe
nach dort. F. C. Pilüng,

Jena 17.

otbrauner Daekel
22., abends 8 Uhr

ab. gekomm. Gegen
qute Belohnung bitte
abzug. Dr. Fisoher
Friedrichſtr. 14 4924

Alle Sorten
Felle, Hüute

und Wolle
kaufen

zu Höchſtpreiſen

Gebr. Dandlowin

r plan 2elephon 1178.

Druckaufträge
eder Art übernimmt un
tefert ſchnell und ſauber

Hallerche Genosvenschatts-Buchäruter

cchkhèhkhèkh4 e

Halt
Kleine Anzeiger
wie;: Kauf Geſuche un
-Angebote, Bermietungen
Unterricht, Stelle uche
Veremsnachrichten uſw. ſtu
den hier ſtets ihren Erfolg

Am Riebeckplatz

Der groase Erſolg
Grenzenloser Beifall bei offener Szene

OlIhelm Tell
7 Akre 7 Akte

den Befreiungskämptfen
unterdröäckten Schwoeiz.

Unter Mitwirkuno des Soloquartetts
der „Männer-Lledertafel von 1345“.

Morgen (Sonntag) nachm. 2 Vhr
croöe Iugeng vorrtellung.

Aus der
Anfang

Volkspark-Variets

Aur noch S Tage
das fabelhafte Va rieté
Programm mit Rolf

3

zahlreichenund außerdem
Wünschen entsprechend, das
erfolgreiche Sittenstück

ädchenhäncler!

Eröffnung
meiner Sonderabteilung

Emaille-Geschirre
Sortiment in drei Farben

Großer preiswerter Einkauf
einer erstklassigen Qualität

ermöglicht mir besonders

W billigen Verkauf
Besichtigung zwanglos erbeten

Louis Böker
à Leipziger Straße 7 4

Achtung! Billig!
Prima Kernſohlenleder

in allen Größen,

Holzſchuhe Holzpantoffeln
mit nur ren ſtarkem Lederblatt
zu äußerſt billigen Preiſen.

Otto Fricke, Parfteltadr

Hur a u en 31
Klubsessel u. Sofas
aparten Entwürfen wo eigener Erzengung

Solide Preiſe! Kulante Bedienung
Bruno Paris, Leipziger Strasse 12

e e e e en„Lachen links“
Das Witzblatt der Republik
Preis Pfennig m n Zu boriohen dureh

Volksblatt-Buchhandlang, nur Gr. Virichstr., 27

V en

Bequeme Wochen- oder
Monatsraten.

Eichmann Co.
Gr. Ulrichstr. 51

Eingang Soehulstr.

Schlatrimmer
schöne küchen

ſowie alle Sor en
kinzelmöbel
auf equeme
Teilzanlung

zu hera geſetzten
Preiſen

W ö erhaus,
Halle.

Gr. Ul ichur. 58
J., II., III. Et.

M
Krätzurgan rer

ſoforr
ungauffa.. mild, un
ſche dl. Juck n u. faſt
alle Hautletrd. Drog.
Kuhut, Gr. Ulchrich-
ſtr. 51. Auch Verſd

Kernseifen, Toiletteseifen, Seifenpulver
erfreuen ſich der größten Beliebtheit aller Hausfrauen

Alleinige Herſtekller:
Gebr. Rumberg, dampf-Seifen-, 6oda-Fabriken, Freital-P.

Generalvertreter Auslieferungslager):

Ant. Närmann, Halle a. S., Pfünnerhöhe
Telephon 1604

Volkspork
Heute, Sonnabend:

r RALIL T
Bockhierfest Varieté

Sonntag:

Ball Varietee
4807

Rakete
Das glänzende Programm
mit nur Künstlern erster
deutscher Cabaretbühnen

Sonnabend nach dem Cabaret

BALI.
Sonntag 5- Vhr-Tee!

u

Teilzahlung.
Grosse Auswahl Kompletter

Köchen, Schiafzimmer Spoeise-
zimmer, Herrenzimmer, Polstermöbel,

Kredenzen, Schreibtische, Küchen-
bütetts usw.

Leichte Zahlungsweise

gewiesenhaftU hen ehnell v
Negamahuen ins
Hermann Koch

Dbrmachermeister
s Liebenauer Stragso S

Lehrlinge
für alle männlichen und weiblichen Beruf
vermitelt koſtenlos Stüdt. Arbeitsamt

alie, Salzgrafenſtt. 2, Fernruf Magiſtrat.
Anmeldung von Lehrſtellen erbe en. 4480

lenuwen! Verdt —ene ler

Halbheer's Meinstudo

IIIIIIILDDDDCCEOCODEOCCV--V-Z-D)DpDDDDDDDCagggggCccCkCpeere ne

Gr. Ulrichstraße 10

Taägl. vornehmes KRonzort
Jeden Sonntag S-«—hr-ToeS

Nicht verſäumen
Schulthei

wiederholt morgen das

in allen Räumen 4929

chmeisser
Gr. Märkerstrasze 5

Merseburger Strasse 10

Bockbier- Fest

Leder-Han dung
Lederausgehnitt

Sschuhmacherbedarfaartſk.
Gummiabsätse

Sobnürsenkel, Sohuhbereme

Kernseifen z
Toiletteseifen Frisiorkämmné

zu niedrioſten Preiſen liefern
nur an Wiederverkäufer

B aruch4Co., Thielenstr.
am Bahntzof, Ausgang Thielenſtr. 459

eder Art überni dierucksachen ten er ettremm di

Anſſſche ſerannimadnngen e

C Delitaseh D
Am Schwarzen Brett: 4826
Hundeſteuerordnung. I. Nachtrag zur

Bierſteuerordnung. Verwaltungsge-
bührenordnung. h

Magiſtrat Delitzſch.

C Familien Nachrichten

Nachruf.
Bei der am dem24. Januar 1924. ertoigten Explosion

wurde unser Kollege der Meister

Erich Ritawohbnhaft Neu-Rössen, im blühenden
Alter von 28 Jahren unseren Reihen
entrissen.

Wir beklagen den Ver)ust eives
Kollegen der mit großer Treue und
Opferwiligkeit stets der Kollegen-
schatt zur Seite stand. Wir werden
seiner stets in Ehren gedenken.
Deuscher Werkweister Verband

Wir bittos unsere Xol sichSenntag, dem e r c&7 Friedhof des Zweckverbandes Leuna tat
enden Beerdigung rahlreich zu beteiligen

Donverstag,

Gehaltvoll und
behömmlich!

Gr. Ulrichstr. 51

Täglich vor ausverkauftem Hause

Der gewaltige Doppel-Spielplan:

Die geheiwurole Gulume

Große Abenteuer-Sensation in
5 gewaltigen Akten.

Fervner: Das Großstadt Sittenbild

Ratten er Großstadt!
Bin Spiegelbild aus dunklen Tiefen

der Weltstadt.

Wochentags 4 Uhr,
Sonntags 3 ühr.
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Halle und Saalkreis.
Halle, den 26. Januar 1924.

Mebr Pfennige für die Kriegsopfer!
Der Reichsbund der Kriegsopfer hat durch ſeinen Vorſitzenden im

preußiſchen Landtag den Antrag eingebracht, das Staatsminiſterium
zu erſuchen bei der Reichsregierung dahin zu wirken, daß ſchnellſtens
eine der Lebensnotwendigkeit entſprechende Erhöhung der Renten
vorgenommen wird. Wie berechtigt der Antrag iſt, zeigt der Hinweis,
datz ein 100 Prozent Beſchädigter ohne Kinder in der Ortsklaſſe A
eine monatliche Rente von 34,38 Mark erhält. Ein Kriegsblinder
erhält im beſten Falle als Unverheirateter 83,75 Mark Monatsrente,
eine Kriegermutter erhält für den Verluſt eines Sohnes 9,38 Mark
Rente und, wenn ſie nicht mehr als 9 Mark Nebeneinkommen im
Monat hat. dazu 7,50 Mark Zuſatzrente. Es wird ihr alſo zugemutet,
im günſtigſten Falle mit 25,88 Mark ihr Leben zu friſten. Der Antrag
des Abg. Marcke wird vorausſichtlich in der kommenden Woche im
Landtag zur Verhandlung kommen. Die Anruſung des preußiſchen
Landtags und der preußiſchen Landesregierung ſoll bezwecken, daß der
Reichstag zu einem ähnlichen Vorgehen veranlaßt wird, um dadurch
die ablehnende Haltung der Reichsregierung zu beſeitigen.

Die Neuwahlen der Gemeinäeparlamente.
Vierjährige Wahlperiode feſtgelegt.

Der Preußiſche Landtag hat durch Verabſchiedung eines Ur-
antrages der Koalitionsparteien die für die Rogelung der bevor
ſtehenden Neuwahlen zu den Gemeindevertretungen in Preußen
notwendigen Beſtimmungen endgültig angenommen. Nach dem
neuen Geſetz, das als eine Novelle zu dem Geſetz über die vor
läufige Regelung der Gemeindewahlen vom 9. April 1923 an
zuſehen iſt, ſollen die Gemeindewahlen bis zum 1. Juli
1924 ſtattfinden. Den genauen Termin wie die Ausführungs-
beſtimmungen erläßt der preußiſche Miniſter des Jnnern. Von
der Vornahme der Gemeindewahlen werden in Abänderung des
früheren Geſetzes diejenigen Gemeinden ausgenommen, die
nach dem 1. Januar 1923 neu gewählt haben. Außerdem iſt
die Beſtimmung, daß die Neuwahlen für die Stadtgemeinde Ber-
lin nach dem beſonderen Groß-Berliner Geſetz im Herbſt 1925 vor
genommen werden ſollen, indirekt dadurch erneut beſtätigt. daß
Berlin auf Antrag des Zentrums, der Demokraten und Sozial
demokraten von der Wirkung des Geſetzes ausdrücklich aus-
genemmen iſt. Jm übrigen enthält das neue Geſetz, da die neue
Städteordnung immer noch nicht fertiggeſtellt iſt und ihre Ver
abſchiedung immer zweifelhafter wird, zum erſtenmal auch für
die Gemeinden die grundfſätzliche Feſtlegung der vier jährigen
Wahlperiode. Wir werden alſo in Preußen damit zu rech-
nen haben, daß für den größten Teil der Gemeinden alle vier
Jahre an einem Tage gewählt wird, während ein kleinerer Teil

die Gemeinden die 1923 Wahlen gehabt haben vier Jahre
nach dieſen letzten Neuwahlen wieder wählen müſſen. Die ſonſtigen
Beſtimmungen enthalten keine weſentlichen Aenderungen der im
April 1922 beſchloſſenen vorläufigen Regelung. Es ſind lediglich
die Beſtimmungen über die Auslegung der Bürgerliſte genauer
gefaßt. Sie muß ſtets fünf Wochen vor dem Wahltage
zwei Wochen lang öffentlich ausliegen. Auch nach
Schluß der Bürgerliſte kann Wahlberechtighen, wenn ihrem Ein-
ſpruch ſtattgegeben wird, durch Erteilung eines Phahlſcheines die
Ausübung des Wahlrechtes ermöglicht werden. Die Beſtimmungen
über die Feſtſetzung des Wahlergebniſſes ſind durch einen Zuſatz
präziſiert, der Zweifel über die Verteilung der Reſtſtimmen aus
ſchließen ſoll. Jm übrigen bleibt es bei den allgemeinen Wahl
beſtimmungen, die das unmittelbare und gebeime Verhältniswahl-
recht in den Gemeinden vorſehen und die Zahl der Stadtverord-
neden je nach der Größe der Gemeinden auf 11 bis 100 Stadtver-
ordnete beziffern. Der Miniſter des Jnnern iſt ermächtigt, das
frühere Geſetz vom April 1923 in der durch die neuen Abänderun-
gen gegebenen Faſſung neu bekanntzugeben.

Radjo in Halle.
Am Donnerstagabend fand im großen Saale des Stadtſchützen

hauſes, anſchließend an die Generalverſammlung des Radioklubs
Halle, vor einer Zuhörerſchaft von zirka 300 Perſonen, ein Vortrag
über das Radioweſen ſtatt. Die Veranſtaltung ging vom Radio-
klub Halle aus, dem es gelang, als Redner den techniſchen Be
rater der Radio-Nova-A.-G., Halle, Privatdozenten an der tech-
niſchen Hochſchule zu Charlottenburg, Prof. Krauſe (Berlin) zu
gewinnen. Der Vortragende behandelte die geſchichtliche Entwick-
lung über die Fortpflanzung von elektriſchen Wellen im Raume,
die Anwendungsmöglichkeiten auf die Uebermittlung von Nach-
richten, Vorträgen und muſikaliſchen Darbietungen und zog
Vergleiche über den Stand der Empfangseinrichtungen zwiſchen
Deutſchland und dem Auslande. Beſonders erwähnte er die Ein-
richtung Nordamerikas, das im Gegenſatz zu unſerer Heimat den
Radioverkehr in keiner Weiſe einſchränkt. Er gab der Hoffnung
Ausdruck, daß es durch regere Beteiligung der breiten Oeffentlich-
keit an dieſen Fragen auch bei uns möglich ſein wird, von den Be
hörden mit der Zeit mehr Zugeſtändniſſe zu empfangen.

Jm Anſchluß an den Vortrag wurden die im Saale aufgeſtellten
Empfangsapparate den Anweſenden erläutert, ſowie die an den
Referenten und den Vorſtand des Radioklubs geſtellten Fragen be-
antwortet. Es wurde noch bekannt gegeben, daß allwöchentlich Zu-
ſammenkünfte ſtattfinden, in denen ein Gedankenaustauſch über
die mit den Empfangsapparaten gemachten praktiſchen Erfah-
rungen ſtattfindet und techniſche Vorträge gehalten werden, die es
auch dem Laien ermöglichen ſollen, ſich mit der Konſtruktion der
Apparate bekanntzumachen. Weiter werden ſich Gruppen bilden,
die die Kenntniſſe des Fachmanns erweitern ſollen.

Erhöhung der Zeitkartenpreiſe.
Das Zweiundeinhalbfache der Notſtandstakife.

Der Notſtandstarif mit der Preisermäßigung von 50 Prozent
für Zeitkarten, Arbeiter- und Schülber-Rückfahrkarten wie Kurz-
arbeiterwochenkarten tritt Ende Januar außer Kraft. Gleichzeitig
werden ab 1. Februar die Monatskartenpreiſe neu berechnet auf
der Grundlage des Satzes für 25 einfache Fahrten (Notſtandstarif
10 Fahrten, vordem 20 Fahrt n), Wochenkarten zum vierten Teil,
Schülerkarten zur Hälfte des Mongskartenpreiſes. Zeitkarten
koſten demnach ab 1. Februar durchſchnittlich das 2efache der
jetzigen Notſtandstarifſätze; z. B. auf 18 Kilometer Monatskarte
3. Klaſſe 15 Mk. (jetzt 6 Mk.), Wochenkarte 2,50 Mk. (jetzt 1 Mk.).
Dies iſt für Zeitkarleninhaber wegen Bereithal: ung ausveichenden
Geldes bei der Neulöſung am 1. Februar ſehr wichtig.

Einbruch in ein Sprengftofftager.
In der Zeit vom 19. bis zum 21. Jannar iſt in ein am Lettiner

Veg gelegenes Sprengſtoffmagazin eingebrochen worden. Die
Täter haben vier Pakete, enthaltend je 100 Stück elektriſche Zünder
ohne Kapſeln, Leinenanzäg, geſtempelt „Carbonit“, ſowie 1 Berg
werksſicherheitslampe geſtohlen. Sie ſind aber nur in einen Me-
tallſchuppen eingedrungen.“ Die Türen zum eigentlichen Spreng-
ſiofflager haben ihren Verſuchen, einzudringen, ſtandgehalten. Die
Zünder beſtehen aus zuſammengewickeltem Eiſendraht mit Papp-
hülſen an den Enden. Wahrſcheinlich ſollten verbrecheriſche Zwecke
verfolgt werden. Es wird daher im öffentlichen J e darauf
eufmerkſam Perſonen, die ſachdienliche Angaben machen
können, werden gebeten, ſich bei der Kriminalpolizei, Zimmer 67,
zu melden.

hörden das deutſche Zentralkomitee zur Bekämpfung der Tuber-
kuloſe in Berlin. Die finanzielle und wirtſchaftliche Lage des
Deutſchen Reiches verlangt ſofortige, tief eingreifende Maß-
nahmen zur Einſtellung aller irgend entbehrlichen öffentlichen
Betriebe. Auch die Geſundheitswirtſchaft kann von einem ſolchen
bis an die äußerſten Grenzen des Erträglichen ausgedehnten Ab-
bau nicht ausgenommen werden. Die verantwortlichen Sach-
verſtändigen ſind ſich dieſer harten Notwendigkeit bewußt und
haben ihre Bereitwilligkeit, ſie durchführen zu helfen, wiederholt
nachdrücklich ausgeſprochen. Aber gerade daraus leiten ſie das
Recht her, vor der Entſcheidung gehört zu werden. Denn die
Streichung von Ausgaben lediglich nach den Maßſtäben einer
unter allen Umſtänden zur Verminderung der Koſten verpflich-
teten Finanzverwaltung kann ſcheinbar Erſparniſſe des

veig äußert ſich in einem Aufruf an die el und Staats

Augenblicks durchſetzen, die aber von einer durch jedem Sach-
verſtändigen leicht nachzuweiſenden Mehrung der öffentlichen
Unkoſten nach einer vorauszuſehenden kurzen Zeitſpanne gefolgt
ſein müſſen.

Das Deutſche Zentralkomitee zur Bekämpfung der Tuberkuloſe
hat ſeit mehr als einem Vierteljahrhundert die geſamten Maß-
nahmen zur Niederhaltung der Tuberkuloſe bearbeitet. Die Tuber
kuloſe iſt als Volksſeuche nicht nur die verbreitetſte aller ein
eimiſchen Volkskrankheiten; durch ihre lange Dauer verſchlechtert
ie die wirtſchaftliche Lage der Erkrankten, ihrer Familien und
ihres Nachwuchſes ernſter als irgendein anderes Leiden und legt
der Geſellſchaft bei ungehinderter Ausbreitung größere finanzielle
Opfer auf, als die ausgedehnteſten Sparmaßnahmen auf dem
Gebiete der öffentlichen Geſundheitspflege je ausgleichen können.
Die Häufigkeit der Tuberkuloſe iſt geradezu ein Wertmeſſer für
die geſundheitliche Konſtitution der geſamten Bevölkerung, denn
jede Störung ihrer Konſtrtution kennzeichnet ſich ſehr ſchnell durch
Zunahme und ungünſtigeren Verlauf der Erkrankung und ſehr
viel langſamer durch Steigerung der Todesfälle an Tuberkuloſe.

Das Deutſche Zentralkomitee zur Bekämpfung der Tuberkuloſe
vereinigt in ſeinem Präſidium zu gemeinſamer zielbewußter Arbeit
die Vertreter der Behörden des Reiches und der Länder mit ſolchen
der ärztlichen Wiſſenſchaft und Praxis, der Sozialverſicherung,
der Wohlfahrtsvereinigungen, der Arbeitgeber und Arbeitnehmer.
Das Präſidium hat Grund zur Befürchtung, daß der Gedanke ſchon
feſte Form gefunden hat, nicht etwa nur die noch beſtehenden Ein-
richtungen im Kampf gegen die Tuberkuloſe noch weiter einzu-
ſchränken, als dies die Not der letzten Jahre zwangsläufig ſchon
erzwungen hat, ſondern ſie einfach ganz und vollſtändig
einzuſtellen, weil ja vor 80 Hahren es auch ohne ſolche
Abwehreinrichtungen gegangen ſei. Aber das war eine Zeit, wo
von 10000 Lebenden etwa dreiunddreißig alljährlich der Tuber-
kuloſe in den Jahren der beſten Arbeitskraft zum Opfer fielen
und der Geſellſchaft durch Krankheit und Verarmung außcerordent-
lich hohe Geldopfer auferlegten, während es ſeither gelungen iſt.
bis 1913 dieſe Zahl auf 14 zu ſenken, ohne damit, wie der Vergleich
in anderen Ländern lehrt, die Grenze des Möglichen erreicht zu
haben. Und dieſes Ergebnis wurde mit verhälinismäßig einfachen
Mitteln erzielt und nicht auf Koſten des Reiches und der Länder,
ſondern die Koſtenträger waren Gemeinden, Sozialverſicherungen
und Wohlfahrtsvereine, die in gemeinſamer Arbeit nach den im
Zentralkomitee bearbeiteten einheitlichen Geſichtspunkten ihre Ar-
beit durchführten.

Wer jetzt mit dem Gedanken umgeht, hier in der Tuberkuloſe-
bekämpfung noch weiter auszutilgen, dem bleibt nur noch übrig,
jeden Gedanken an die Möglichkeit einer Abwehr aus dem Ver-
ſtändnis der Mitwelt auszulöſchen und an deſſen Stelle Verzicht,
Entſagung, Einſichtsloſigkeit zu ſetzen. Gerade das Verant-
wortungsgefiihl ſollte man aber keinesfalls erſterben laſſen. Das

Sonnabend, den 26 Januar

Abbau der Cuberkuloſebekämpfung?
aber tritt mit Beſtimmtheit ein, wenn durch eine Ueberſpannung
der Abbaumaßnahmen der Reichs- und Stagtsbehörden die letzte
Erinnerung an die Vorausſetzung einer Abwehr gegen die Tuber-
kuloſe ausgelöſcht wird.

Es iſt ein Jrrtum n daß der Abbau der Geſundheits-
wirtſchaft nach denſelben Grondſätzen erfolgen kann wie der der
Wirtſchaft im eigentlichen Sinne. Die letzten Jahre erwieſen die

von Induſtrie und Handel zur ſchnellen Umſtellung. Die
eſundheitswirtſchaft verfügt nicht über eine ſolche Beweglichkeit;

Eingriffe in ihren Betrieb rächen ſich oft erſt nach Jahrzehnten und
in älteren Lebensabſchnitten. Kommende beſſere Tage können
dann Unwiederbringliches nicht wieder gutmachen. Denn dieeinmal geſchädigte Geſundheit bietet kein z swegs in jedem

Auganblick die Möglichkeit verhältnismäßig ſchneller Er-
holun z. Das gilt beſonders geſprochen für die Tuberkuloſe. Die
einmal infizierte und in ihrer Konſtitution geſchädigte Jugend er-
krankt nur zu einem Bruchteil der Angeſteckten an fortſchreitender
Tuberkuloſe mit geringer Sterblichkeit und kain verhältnismäßig
leicht und wohlfeil der Geneſung zugeführt werden; geſchieht aber
das nicht, ſo treten die Todesopfer erſt in den Lebens-
altern der Erwerbsfähigkeit und der Familien
gründung in die Erſcheinung.

Die letzten zwei Jahre Sterblichkeitsbewegung in Deutſchland
weiſen dem Sachkenner ſchon deutliche Warnungszeichen kommen
der Entwicklung. Die Geſamtſterblichkeit war in den letzten zwei
Jahren eine unerwartet günſtige, teils weil die Sterblichkeit an
agkuten Seuchen ungewöhnlich tief unter dem Durchſchnitt lag,
letzten Endes rein rechneriſch, weil die Zahl der lebenden Säug-
linge mit ihrer hohen Ueberſterblichkeit immer ſtärker abſank.
Jm Gegenſatz dazu zeigt die Sterblichkeit an Lungentuberkuloſe
eine ſtetige, langſame, ununterbrochene Zunahme, und das be
ſonders im Lebensalter des Eintritts in die Erwerbsfähigkeit,
jenem Lebensalter, das in der Schulzeit der Hungerblockade be
ſonders ſtark ausgeſetzt war. Jm erſten Halbjahr 1923 war in
Deutſchlands Großſtädten die Zahl von 20 Todesfällen auf
10 000 Lebende (gegenüber 14 im Jahre 1913) ſchon überſchritten

Wer, ſelbſt mit dem Entſchuldigungsgrund ungenügender Sach-
kenntnis in der Verfolgung eines an ſich notwendigen Zieles, dabei
mitwirkt, daß die letzten noch beſtehenden Pfeiler der einſtigen
Tuberknloſebekämpfung Deutſchlands dem Boden gleichgemacht
werden, der belaſtet ſich mit der Verantwortung für die vermeid
bare Opferung ſpäterer erwerbsfähiger Geſchlechter, von der ihn
auch die Tatſache nicht frei machen kann, daß er ſelbſt dieſe Opfe-
rung nicht mehr ſchauen wird, da ſie ſich noch fortſetzen muß, wenn
die gutgläubigen Urheber des volksfeindlichen Beginnens ſchon
lange die Erde deckt.

Es ergibt ſich daraus die Verpflichtung für die Reichs und
Staatsbehörden, die erforderlichen Sicherheiten zu treffen, damit
die unbedingt notwendigen Einrichtungen zur Verhütung der
Tuberkuloſe und zur Heilung der Erkrankten in ihren noch vor
handenen Reſtheſtänden vor dem 2Zuſammenbruch bewahrt und nicht
durch einen ſinnwidrigen Abbau erſt recht in dieſen hineingeriſſer
twerden.

Jn Halle führt den Tuberkuloſekampf der Ortsverein zur Be
kämpfung der Tuberkuloſe, der die Fürſorgeſtelle für Lungen-
kranke, Salzgrafenſtraße 1, unterhält. Dieſer Aufruf richtet ſich
wie an die Reichs- und Staatsbehörden, aber auch an alle anderen
Behörden, die Sozialverſicherungen und die Einwohnerſchaft.
Wer noch nicht Mitglied des Vereins iſt, trete ihm umgehend bei.
Der Mindeſtjahresbeitrag beträgt 3 Goldmark. An
meldungen mit Poſtkarte erbeten an den genannten Ortsverein,
Halle, Kleine Steinſtr. 8. Der Mindeſtmitgliedsbeitrag wird durch
Voten 'abgeholt.

Anterbezirks- Konferenz

für Halle- Saalkreis.
Am Sonntag, dem 27. Janugr, vormittags 10 Uhr, findet im

„Volkspark“ zu Halle unſere Unterbezirkskonferenz ſtatt.
Als vorläufige Tagesordnung iſt vorgeſehen:

1. Die politiſche Lage. Referenten: Reichstagsabgeord-
neter Karl Hildenbrand (württembergiſcher Geſandter)
und Reichstagsabgeordneter Fritz Kunert.
Der Zeitungskpuflikt.
Wahl der Delegierten zum Bezirks- und Reichspartei-
tag.

4. Verſchiedenes.
Die Delegierten der einzelnen Ortsvereine werden gebeten,

pünktlich zu erſcheinen.

o

Der Vorſtand. J. A.: Petersdorff.

USPD -Beamtengruppe.

Am Mittwoch, dem 30. Januar, abends 78 Uhr, ſpricht im
„Volkspark“ (Kartellzimmer) Reichstagsabgeordneter Breunig
(Berlin) über das Thema:

Beamtenabbau und Sozialdemokratie.

Alle Mitglieder unſerer Partei, ſoweit ſie Beamte ſind, müſſen
in dieſer Verſammlung erſcheinen. Der Vorſtand.

Rentenzahlung durch die Poſt. Die Rentenzahlſtelle des Poſt
amts 1 in Halle (Gr. Steinſtraße 72) wird vom 25. Januar an zum
Poſtamt 2 (Thielenſtraße 2a) verlegt; von dieſem Zeitpunkt an
werden ſämtliche Renten beim Poſtamt 2 gezahlt.

Der Bezugspreis
unſerer Zeitung beträgt für die nächſten 14 Tage 1,20 Mk., alſo

60 Pfennig wöchenthech

Außer dieſem Preisnachlaß wollen wir noch weitere Vorteile
gewähren. Um beſonders unſeren Leſerinnen noch mehr guten
Unterhaltungsſtoff zu bieten, legen wir ab 1. Febrnar der Ge-
ſamtauflage allwöchentlich die illuſtrierte Unterhaltungsbeilage

„Volk und Zeit“
bei.

Unabhängig von dieſer Bereicherung der Zeitung wird der Be
zugspreis ſobald wie möglich weiter herabgeſettzt, womit
wir dann auch der vielfach gewünſchten monatlichen Kaſſierung
wieder näher kommen. Das iſt am eheſten möglich mit tatkräftiger

Unterſtützung aller unſerer Leſer bei der dafür notwendigen
Steigerung der Geſamtauflage durch Gewinnung
neuer Bezieher. Möge deshalb je der Leſer beim bevorſtehenden
Monatswechſel ſeiner Zeitung wenigſtens einen neuen Be-
zieher gewinnen, damit die ſtetige Verbilligung und zu

Brand. Am 25. Jannar gegen 9 Ubr abends wurde die
Feuerwehr nach dem Grundſtück Kl. Ulrichſtraße 24b gerufen.

Dort war infolge Ueberheizens eines Ofens in einem Geſchäfts
nmer ein Brand ausgebrochen. Die Feuerwehr brauchte aber
nicht in Tätigkeit zu treten, da bei ihrem Eintreffen der Brand
bereits gelöſcht war.

Neberfahren. Am 25. Januar nachmittags lief auf der Klaus
brücke ein dreijähriger Knabe in ein Pferdegeſchirr. Er wurde
hierbei von einem Pferde getreten und erlitt mehrere leichte Ver
letzungen. Er wurde zu einem Arzt und von da in die Wohnung
ſeiner Eltern gebracht. Dem Geſchirrführer iſt an dem Unfal
keinerlei Schuld beizumeſſen

Fiüm und kleine Bühne.
n T., Leipziger Straße. Wie immer, wenn Dammann auf

der weißen Fläche „tobt“, erfüllte auch jetzt wieder bei einem
„Dnell“ und ſeiner halsbrecheriſchen Urſache fröhliches Lachen den
Raum. Der Paromountfilm „Sonnabend nachts“ iſt ein hervor
ragend gelungenes Werk, welches ſich um die Folgen geſellſchaft
licher Unduldſamkeit bei Verbindungen von Angehörigen zweier
ſehr verſchiedener Klaſſen dreht. Teilweiſe beluſtigend, denn man
zat der typiſchen Unbeholfenheit den Vorzug gegeben, wiederum
herbſte Trogik in einen

U.-T., Alte Promenade. Nach einer naturwiſſenſchaftlichen
Vilderreihe. den „Ausbeuter Kuckuck“ demonſtrierend, folgt, nach
dem auch eine ſehr heitere Chapliniade vorübergezogen, der Spiel
film Gruneſcher Regie: „Die Straße“. Würde ſich dieſe Schilde
rung eines ſonſt braven Großſtädters auf einem Nachtbummel in
alten Gleiſen bewegen, wäre es wohl ſchade um Arbeit und Stoff
geweſen. Aber hier führt die Erlebnisſehnſucht den Alltags
menſchen mit neben anderen natürlich einer Familie zu
ſammen, die von einem blinden alten Mann, einem unbefleckten
Kind und deſſen Eltern gebildet wird, die „beruflich“ Zuhälter und
Dirne und in dec Folge auch Mörder und Denunziantin ſind.
Das Schickſal geht den richtigen Pfad. Staunen nötigt beſonders

das Bildermaterial ab. Fee.
Das Volkspark-Varieté bietet ab heute ein Programm, welches

an Qualität und Quantität kaum übertroffen werden kann. Ueber
Huhn, den Komiker, als Jodlerin muß man Tränen lachen.
Sylvero verblüfft den Zuſchauer durch ſchnellſte Löſung der ihm
geſtellten Aufgaben. Als Abſchluß des Abends wird, vielfachen
Wünſchen entſprechend, das erfolgreiche Sittenſtück „Mädchen
händler“ aufgeführt. Das Programm iſt nur 5 Tage zu ſehen.
Daher: Auf zum Volkspark-Varieté!

„Volkspark“. Heute, Sonnabend, veranſtaltet der Sportklub
„Atlas“ im großen Saal einen Maskenball. Jm kleinen Saal das
gute Variete Programm. Jn den unteren Räumen iſt ein Bock
bier-Rummel mit muſikaliſcher Unterhaltung feſtgelegt. Morgen
Sonntag, hält der Muſikverein „Veritas“ im großen Saal einen
Ball ab. In den unteren Räumen finden muſikaliſche Unterhal
tungen ſtatt.

2

Aus der Ardeiterſportbewegung.
Folgende Spiele finden morgen, Sonntag, ſtatt: 2 Uhr Teu-

tonig Kröllwitz I; 43 Uhr Lettin J Askaniag I; l Uhr
Lettin II Astania II; 1412 Uhr Lettin III Askania III;
3 Uhr Viktoria J Fortuna 2 Uhr Viktoria II Fortuna II

nehmende Ausſtattung der Zeitung weiter durchgeführt werden Z Uhr Minerva I Fichte I; 142 Uhr Minerva II Fichte II;
kann. 12 Uhr Minerva III Fichte III. v
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An die Ortsvereine.
Abrechnungen unverzüglich einſenden.

Wir haben ſchon wiederholt darauf Hingewieſen, daß die Ver
teilung der Parteitagsdelegierten an die Vezirke nachder Zahl der mit dem Parteivorſtand abgerechneten Beitrags-
marken erfolgt. Bisher war es uns leider nicht möglich, mit ſt
dem Parteivorſtand abzurechnen, da eine Anzahl Ortsvereine ihre
Abrechnungen mit dem Unterbezirk noch nicht erledigt haben.

Die Abrechnung mit dem Parteivorſtand muß aber in der aller
nächſten Zeit erfolgen, andernfalls erhält unſer Bezirkkeine
Parteitagsdelegierten. Wir erſuchen deshalb die ſäu-
migen Ortsvereine dringend, ihre Abrechnungen einzuſenden,
damit die Unterbezirke und der Bezirk ihren Kaſſenabſchluß recht-
zeitig vornehmen können.

Die Bexirksleitung Halle.

bas Exploſſonsunglück in Leuna.
Geheimnisvolles Schweigen der Werksleitung und ihrer Preſſe.

Das Leunawerk, jene große Fabrikſtadt in der unmittelbaren
Nachbarſchaft Merſeburgs, die mit ihrem Wald von Schornſteinen
in dunkle Wolken von Qualm und giftigen Dämpfen ſtößt, iſt
wieder einmal der Schauplatz eines größeren Unglücks geworden.
Sechs Tote und zahlreiche Schwerverletzte liegen niedergeſtreckt von
der Gewal: chemiſcher Kräfte, die vom Zwange menſchlicher Tech
nik befreit, ihre Gewolten austobten. Jm Bau 106 des Ammoniak
werkes, das an der großen Stroße, die mitten durch die Fabrik
ſtadt hindurchführt, liegt, flog ein Kompreſſor in die Luft. Wie
Kartenhäuſer knickten die Wände der umliegenden Gebäude zu
ſammen. Ein Trümmerfeld, ein Gewirr von Eiſenteilen und zu
Tode verwundete Menſchen war der Reſt. Die Werksleitung iſt
bemüht, die Kataſtrophe als einen Betriebsunfall hinguſtellen, wie
er in größeren Betrieben öfters paſſiert. Sie hüllt ſich in Schwei-
gen und läßt keinen Zeitungsmann, ganz gleich aus welchem
Lager er kommt, zur Stätte des Unglücks. Die vom Großkapital
ausgehaltene oder abhängige Bürgerppeſſe Halles hat natürlich
auch nicht das nötige Jntereſſe für dieſe Vorgänge und begnügt
ſich mit der Wiedergabe kurzer Meldamgen, die den Stempel des
Vertuſchenwollens an der Stirn tragen. Auch unſerem an den
Schauplatz des Unglücks entſandten Redaktionsmitgliede war es
geſtern nicht möglich, ſich an Ort und Stelle von dem Umfang des
Zerſtörungswerkes zu übergeugen, das chemiſche Gewalten anrich
teten. Wir müſſen uns deshalb auch heute nur auf die Mittei
lungen von Augenzeugen verlaſſen, deren Zurverläſſigkeit ums je
doch verbürgt erſcheint.

geſtern über die Urſachen bereits veröffentlichten Bericht
fügen wir noch folgendes hinzu. Bereits am Morgen des Unglücks
tages wurde feſtgeſtellt, daß irgend etwas nicht in Ordnung ſei.
Es wurden ſofort alle Sachverſtändigen des Werkes herangezogen
um die Urſachen feſtzuſtellen. Der Arbeiterſchaft wurde mitgeteilt,
daß vermutlich die Meßinſtrumente nicht richtig funktionierten.
Kurz nach 9 Uhr, als einer der leitenden Chemiker eben das Ge
bäude verlaſſen hatte und der Meiſter Rietz aus Neu-Röſſen, der
ebenfalls bei der Kataſtrophe zu Tode kam, im letzten Moment noch
das Hauptventil ſperrte, trat das Unglück ein. Die Gewalt der
Exploſion war furchtbar. Verſchiedene Wände benachbarter Ge
bäude wurden eingedrückt, und die ſtarken Eiſenkonſtruktionen wie
Streichhölzer zerknickt. Die durch die Exploſion fortgeſchleuderten
ſchweren Eiſenſtücke beſaßen eine derartige Schlagkraft, daß unter
anderm einem in der Schloſſerei tätigen Schmiede glatt beide Beine

wom r Rumpfe abgeriſſen wurden. Die Verletzten wurden in das
Merſeburger Krankenhaus geſchafft. Die Verletzungen waren der
art ſchwerer Natur, daß verſchiedene der eingelieferten Arbeiter bis
zum ſpäten Abend das Bewußtſein nicht wieder erlangt hatten und
drei den Verletzungen erlagen. Die beiden im Krankenhauſe ver
ſtorbenen Arbeiter Otto Meißner und Alfred Zwarg ſtammen
aus Halle, der dritte der geſtern Geſtorbenen (Meyer) ſtammt
aus Kiel. Ein Teil der übrigen Schwerverletzten ſchwebt noch in
Lebensgefahr.

Der Betriebsrat des Werkes iſt nach Kräften bemüht, völlige
Aufklärung über die Urſachen der Kataſtrophe zu ſchaffen. Alle an
den Unglücksbau angeſchloſſenen Abteilungen ſind ſtillgelegt, um
die behördliche Unterſuchung, die heute durch den zuſtändigen
Staatsanwalt erfolgt, nicht zu erſchweren. Hoffentlich werden zu
dieſer Unterſuchung unparteiiſche Sachverſtändige hin-
zugezogen, denn ſonſt bleibt das Maſſenunglück ebenſo unaufgeklärt
wie die Kataſtrophe von Oppau. Wrr ſchließen uns der Forderung
eines Leipziger Blattes an, daß die amtlichen Stellen einen un
gefärbten, umfaſſenden Bericht über dieſes Unglück herausgeben,
die Urſachen der Exploſion eingehend darlegen und mittzilen,
welche Vorſichtsmaßregeln getroffen ſind. um derartige ta
ſtrophen, die, wenn. ſie einen größeren Umfang annehmen, verſchie
dene Orte in Mitleidenſchaft ziehen, verhindern.

Zuchthaus- und Streikurteſle gegen Arbeiter.
Vor der Naumburger Juſtig ſtanden in den letzten Tagen wieder

drei Bergarbeiter aus Wählitz, weil ſie anläßlich des letzten Berg
arbeiterſtreiks mit der Ausnahmeverordnung der Reichsregierung
in Konflikt geraten waren. Am 25. Oktober hatten die Angeklagten

öber, Müller und Förſter in der Nähe der Köpfener Fabrik i
treifbrecher betroffen. Höber fragte die beiden, wohin ſie wollten

und wie ſie ſich zum Streik ſtellten, worauf einer dieſer merk
würdigen Kameraden erwiderte „Jch brauche euch nicht. ich habe
meine Arbeit!“ Darauf ſoll Höber ihn Lump geſchimpft und ge
droht haben „Morgen gebſt du nicht zur Fabrik!“ Durch dieſe
Worte ſollen die Angeklogten verſucht haben. die Fabrik ſtillzulegen.
Trotz einer glänzenden Rechtfertigung durch den Verteidiger wur
den die Angeklagten, die von dem Recht des Streikpoſtenſtehens
Gebrauck gemacht hatten, verurteilt, und zwar Höber zu 8, Forſtez
und Müller zu je 6 Wochen Gefängnis. Ein anderer Streikſünder
ſoll ſich dadurch ſchuldig gemacht haben daß er in einer Streik
verſammlung als Diskuſſionsredner ür den Streik ge-
ſprochen hat. Der Angeklagte bezeichnete als ſein gutes Recht,
in einer Verſammlung ſeine Meinung ſagen zu dürfen. Das Ge-
richt ſah auch die Unhaltbarkeit der Anklage ein und ſprach ihr frei.

Nachklänge zum Bergardeiterstreit im Boawitzer Revier.

Die ſtreikenden Bergarbeiter der Koynegrube zogen am 26. Ottober
gemeinſam von Grün ewalde zum Geld holen. Dem Unternehmer
und der Schupo war dies nicht angenehm. Aus dieſem Grunde
wurde den ruhig ihres Weges ziehenden Arbeitern ein Kommando
entgegengeſandt, und alles was ſich auf der Straße anſammelte. feſt
gehalten. Man verlangte den Führer“ dieſes „Zuges“, obwohl es
doch gar kein Zug war. Das Betriebsratsmitglied Voigt trat vor
und wollte erklären, daß die Leute nur ihr Geld holen wollen. Dies
war aber ein Verbrechen. Nun wurde alles geſchloſſen unter Be
wachung zur Grube „Koyne“ geführt und jeder Einzelne notiert.
Nachdem er ſein Geld in Empfang genommen hatte, konnte er gehen.
Vier Mann behielt man feſt und inſzenierte einen Prozeß gegen ſie.
Der Kollege Voigt mußte, weil er nicht unterſchreiben wollte. was
nicht wahr war, ſechs Wochen in Unterſuchungshaft ſitzen. Dann kam
die Verhandlung vor der Strafkammer in Torgau. Die Entlaſtungs-
zeugen wurden nicht vereidigt, der Staatsanwalt ſprach nur von den
„Herren Bergarbeitern“. denen es nicht vaßte, daß die Beamten
Streikarbeit machten. Das größte Vergehen war ſeiner Auffaſſung
nach, daß Voigt die Beamten zur Solidarität aufgefordert habe. Alle
Beweisanträge der Verteidigung auf Vernehmung der Beamten lehnte
er ab und ſah als erwieſen an, daß die Arbeiter „die Grube gewalt-

en. Zwar wäre die Maſſe ruhig geweſen, aberſam ſtillegen wodie auf der Anklagebank ſidenden müßten eine harte Strafe
erhalten. Er beantmna 5, t und gnis.

Der Verteidiger, Rechtsanwalt Dr Kluge, legte die Not der Arbeiterj Praxis als Schlichtu
dar, die er aus ſeiner ichtuVorſitgender kennengelernt habe und betonte, daß nicht jeder Zug ein
Umzug ſei.

J 4 Monate, K. 3 Mo

Aucharbeiter.
Anſchauungsunterricht zu genießen über die Klaſſendiktatur der
Bourgeoiſie und die Auswirkungen des Ausnahmezuſtandes, der an
geblich gegen Bayern gerichtet werden ſollte, mit ganzer Schwere
aber nur auf der Arbeiterſchaft laſtet. Sie lernt ſo aber auch immer
mehr erkennen, daß nur durch feſten Zuſammenſchluß in Partei und
Gewerkſchaft der Abwehrkampf wirkſam geſührt werden kann.

Schreckensurteil eines Sondergerichts.
Am 14. Auguſt bewegte ſich in Kalbe (Saale) ein Demon-

ſtrationszug zum Rathaus. Als der Schmiedemeiſter Thomas eine
Anſprache an die Menge halten wollte, wurde er verhaftet und die
Menge aufgefordert, den Platz zu räumen. Nachdem die Polizei
das Seitengewehr anfgepflanzt hatte, geſchah das auch. Weil die
Menge dabei gegen die Polizei eine drohende Haltung eingenommen
baben ſoll, hakten ſich ſechs Teilnehmer vor dem Sondergericht
Magdeburg wegen Aufruhrs zu verantworten, da durch die „Juſtiz-
reſorm“ Emmingers das zuſtändige Schwurgericht ausgeſchaltet
wurde Die Beweisaufnahme ergab, daß am 13. Auguſt eine Ver
ſammlung, die Thomas leitete, beſchloſſen hatte, am andern Tage
vor das Rathaus zu ziehen und eine Kommiſſion mit dem Bürger
meiſter iüber Teuerungsmaßnahmen verhandeln zu laſſen. Da eine
Störung der Demonſtration durch die Polizei befürchtet wurde,
kam der Antrag aus der Verſammlung heraus, ſich mit Waffen zu
verſehen. Thomas hat dieſen Antrag zunächſt bekämpft, il n aber
dann zur Abſtimmung gebracht. Der Antrag wurde angenommen.
Der Anklagevertreter kam zu dem Schluſſe, daß von einem Aufruhr
nicht geſprochen werden könne, ſondern nur die Teilnahme an
cinem bewaffneten Haufen. Er beantragte für den Hauptangeklag-
ten Thomas 1 Jahr 3 Monate Gefängnis. Das Gericht ging über
den Antrag hinaus und verurteilte Thomas wegen ſchweren Auf-
ruhrs und Rädelsführerſchaft zu 1 Jahr 6 Monaten Zuchthaus.
Die übrigen Angeklagten bekamen mildernde Umſtände zugebilligt
und kamen mit Gefängnisſtrafen von 6 bis 12 Monaten davon.

Die Magdeburger Volksſtimme“, der wir dieſe Angaben ent
nehbmen, bemerkt zu dem Urteil „Wieder wandern Opfer einer
wilden Revolutionsromantik in die Strafanſtalten, gleichzeitig
Opfer der Emmingerſchen „Juſtizreformen“. Denn ein Schwur
gericht hätte ſich zum mindeſten dem Standpunkt des Staats
onwalts genähert, der keinen Aufruhr als vorliegend anſah. Laien-
richter hätten die abgrundtiefe Kluft überbrückt, die zwiſchen dem
Freiſpruchantrag des Verteidigers, ſelbſt noch zwiſchen dem Straf-
antrag des Stagtsanwalts und dem Urteil liegt. Aber das Laien- h
eloment iſt aus der Rechtſprechung ausgeſchaltet.“

Unterbexirk Merſeburg Querfurt.
Auf Beſchluß des Unterbegirksvorſtandes berufen wir zum

Sonntag, den 8. Februar, vormittags 9 Uhr, nach dem
Reſtcurant „Tivoli“ zu Merſeburg eine

außerordentliche Unterbezirkskonferenz
für den Unterbezirk Merſeburg Querfurt ein.

Vor läufige Tagesordnung:
1. Die Beſchlüſſe des Bezirksvorſtandes und unſere Ftellung.

e Schul z (Halle) und Genoſſe Peters
zalle).

2. Wahl der Delegierten zum Begirksparteitag.
3. Anträge.

Wir erſuchen die Ortsvereine, zu der Konfereng Stellung zu
nehmen und uns Anträge bis zum 1. Februar zu übermitteln.

Wir erwarten, daß bei der Wichtigkeit der Tagesordnung ſämt
liche Ortsvereine unbedingt auf der Konferenz erſcheinen.
Mit Parteigruß! Fritz Wenſcheck.
Die Parteigenoſſen werden gebeten, Quartiere für die Delegier-

ten bis zum Freitag, dem 1. Februar, beim Genoſſen Wenſcheck
anzumelden.

Der Zugverkehr Merſeburg Lauchſtaedt--Schafſtedt
erfährt vorläufig keine Beſſerung. Auf Anfrage des Magiſtrats
von Lauchſtgedt teilt der Reichsverkehrsminiſter mit, daß der Sonn
tagsverkehr Merſeburg--Lauchſtaedt--Schafſtedt deshalb eingeſtellt
iſt, weil die Selbſtkoſten für den Sonntagsdienſt nicht aufzubringen
waren. Den Ausgaben von etwa 200 Goldmark ſtand nur eine
Einnahme von etwa 40 Goldmark gegenüber. Die Poſtſendungen
erhält Lauchſtaedt Sonnabends mit dem letzten Zuge, ſo daß dieſe
am Sonntag früh ausgetragen werden können. Das Reichsver
kehrsminiſterium wird vor Beginn des Sommerfahrplans erneut
prüfen, ob und in welchem Umfang der Sonntagsverkehr, der im
Sommer außerordentlich ſtark iſt wiedereingeführt werden kann.

Merſeburg. Die Verwaltung der ſtädtiſchen
Werke richtet folgende Bitte an die Bevölkerung: Es ſind wieder-
holt unbefugte Eingriffe in die Schaltkäſten der ſich automatiſch
cin- und ausſchaltenden elektriſchen Straßenbeleuchtung vorge
nommen und hierbei Sicherungen und andeve Teile entfernt die
Uhren verſtellt u. a. m., ſo daß die Lampen anſtatt in der Nacht
am T oder überhaupt nicht brannten. Es liegt im öffentlichen

ntereſſe, wenn Entdeckungen ſolcher Unregebmäßigkeiten ſofort
em Elektrizitätswerk (Tel. 389) gemeldet werden; es kann dann

nicht vorkommen, daß die Meldung des Einſenders (gemeint iſt
damit ein Eingeſandt im hieſigen „Korreſpondent“) durch die
Zeitung über Unregelmäßigkeit an der Lampe in der MWeuſchauer
Straß erſt 36 Stunden nach ſeiner Feſtſtellung indirekt beim
Elektrizitätewerk bekannt wird. wo ſie durch Kontrolle bereits ſeit
21 Stunden behoben war. Wir ſind für jede Meldung dankbar.
Nachdem die Nachthelligkeit zurzeit im Nachlaſſen begriffen iſt,
wird die bis jetzt ahgeſchaltet geweſene Abendbeleuchtung in den
nächſten Tagen wiederaufgenommen.

Nenmark Benndorf. Jugendweihe! Alle Eltern von
Neumark-Benndorf und den umliegenden Ortſchaften, welche gewillt
ſind, ihre in dieſem Jahre aus der Schule zur Entlaſſung kommenden
Kinder an der proletariſchen Jugendweihe teilnehmen zu laſſen, wollen
ſich umgehend beim Genoſſen R. Keil, Konſumverein Benndorf und
beim Genoſſen K. Zeidler, Petzkendorf, Nordring 14 (Siedlung),
melden.

Roßla. Falſche Hoffnungen. Jm Sangerhäuſer Jungdo
blatt und ähnlichen bürgerlichen Organen wurde kürzlich mit offen
ſichtlicher Freude die Mitteilarng verbreitet, daß die hieſigeSogzialdem Rratiſche Partei einen ſchweren Schlag erlitten habe

irdem der Monteur G. zu 19 Monaten Gefängnis verurteilt
worden ſei. Man iſt ſich ſchon von vornherein ſicher, daß dieſes
Vorkommnis unbedingt dazu beitragen müſſe, die linksgerichte
Arbeiter mehrheit zu beſeitigen. Arbeiter Roßlas, macht bei den
kommenden Gemeindewahblen dieſen Wunſch einer regktionären
Geſellſchaft zunichte. Schließt Euch feſter denn je zuſammen und

verſolg das eine Ziel, das kaptalſſttſche Syſtem durch zWee eSyſtem i ammen, die eit dieſen welche r des Kapitalismus ſo eifrig die Feder
ßführen, ein wohlverdientes Ende.

Radies, Wenn der Lehrer Demokratiſt! Hier iſt durch
Ableben des deutſchnationalen Jnhabers die erſte Lehrerſtelle
vakant. Der zweite Lehrer, Herr Holz aut hatte ſich, da er
bereits 14 Jahre am Orte, um die freie Kantor und Küſterſtelle
beworben. Die Gemeinde hatte ihn auch einſtimmig gewählt.
Da kommt der alte Zopf: Der erſt kaum 22jährige Herr Kirchen-
patron hat über die Anſtellung des ken Lehrers zu verfügen.
Er lehnt natürlich den demokratiſch geſinnten zweiten Lehrer ab,
gewiß vor allem deshalb, weil er ſich früher einmal für einen
demokratiſchen Amtsvorſteher eingeſetzt hatte, damit das Amt vom
Rittergute verſchwand. Man arbeitet aber ſchon mit Fleiß daran,
damit es doch wieder hinkommt, oder aber doch wenigſtens von da
beeinflußt wird. Man iſt geſvannt auf die Beſetzung der Stelle.
Wann endlich wird die Gemeinde die Auflöſung des Gutsbezirks
heantragen, damit dieſe feudalen Standesvorrechte endlich einmal
fallen und dieſe Leute richtig zur Steuer herangezogen werden?

Torgau. Kriegsopferverſammlung. Eine Ver-
ſammlung, wie ſie Torgau lange nicht geſehen hat, fand ſich am
20. Januar auf Einladimng des Reichsbundes, Kreisverband Tor-
gou, im „Schützenhauſe“ ein. Gauleiter Röber (Magdeburg)
legte in zweiſtündgem Referat all das auseinander, was jetzt den
„Helden“ von damals zugemutet wird. Obwohl Angehörige aller
Parteien in großer Zahl vertreten wavren, war der Eindruck ſeiner
Worte ein außerordentlich ernſter. Atemloſe Stille, als Röber
tie ſelbſterlebten Schrecken des Krieges ſchilderte, ſtürmiſche Ent
rüſtungswogen bei Erörterung des „Dankes“ von heute, zumal
wenn die furchtbaren Auswirkungen des Ermöchtigungsgeſetzes
geſtreift wurden. Die Zwiſchenrufe der auf der Straße liegenden
Schwerbeſchädigten beſagten mehr als genug. Jn der Ausſprache
redeten zunächſt die Kommuniſten unter Führung ihres Kröſus
Klaſchinſti die letzten Sympathien für ihre zum
Kuckuck. Tief bedauerlich war es, daß ſich ein junger Genoſſe dazu
verſtand, dem politiſchen Clown Klaſchinſfi helfend beizuſpringen,
als ein Teil der Verſammlung ſich gegen die ſchmattzigen Ergüſſe
dieſes Menſchen wehrte. Der Genoſſe hat unſerer Partei einen
Värendienſt erwieſen. Reges Jntereſſe brachte man den An-
führungen des deutſchvölkiſchen Lehrers Rudolf und vor allem
unſerem Genoſſen Krüger (Merſeburg) entgegen. Wenn auch die
wenigſten glauben wollten, daß das Ermächtigungsgeſetz das kleinere
Uebel ſei, ſo wirkte es doch wohltuend auf die Kriegsopfer, die
aus allen Ecken des Kreiſes herangekommen waren, daß er es
ſick zur Pflicht machte, ſeinen ganzen Einfluß aufzubieten, um
mit der Keichstagsfraktion das traurige Los der Kriegsopfer zu
mildern. Die Verſammlung, welche vormittags 10 Uhr begann.
fand erſt nachmittags 3234 Uhr ihr Ende. Möge das Reſultat
desſelben ein gutes ſein. Die Schutzpolizei hatte Alarmbereit-
ſchaft während dieſer Zeit. Warum?

Liebenwerda Mieterverſammlung. Der Mieterverein
Liebenwerda beſchäftigte ſich in ſeiner erſten diesjährigen Zuſammen-
funft vorwiegend mit dem Volksbegehr und der Goldmiete. Die
Regierung und die Parteien des Ermächtigungsgeſetzes werden wegen
der Auswirkung desſelben überall nur Gegner erziehen. Die Regie-
rung trägt wohl überall erheblich dazu bei, daß Löhne und Gehälter
bis weit unter das Vorkriegseinkommen reduziert werden, bringt es
aber nicht fertig, daß die Lebenshaltungskoſten ebenfalls auf ein
erträgliches Maß heruntergedrückt werden. Nicht ſelten werden des
halb die Fälle ſein, wo der größte Teil des Einkommens nur für
Wohnungsmiete aufgebraucht werden. Alle Mieter müſſen ſich des
halb in viel größerem Maße ihren Intereſſen zuwenden und vor allen
Dingen ihren Feinden, die in den rechtsbürgerlichen Parteien ſtehen,

ei den kommenden Wahlen den Rücken zuwenden. Auch bei
den bevorſtehenden Gemeindewahlen muß beſonders in Lieben-
werda die Wohnungsfrage eine Bedeutung erhalten. Nur um
Frieden zwiſchem Mieter und Vermieter zu haben, iſt der Mieter
verein bei der Feſtſetzung der Mieten ſehr weit gekommen,
und trotzdem mehren ſich die Fälle, wo Schindluder mit den Mietern
geſpielt wird. Weil der furchtbare Wohnungsmangel von den Ver
mietern gewiſſenlos ausgenutzt wird, muß es eine der erſten Auf
gaben ſein: Wohnungen bauen.

Grünewalde. Ein Erfolg der ſozialiſtiſchen Ge
meindeverwaltung war die am Sonntag, dem 20. Januar,
ſtattgehabte öffentliche Gemeindemitglieder Verſammlung zuWelcher die mit Grundbeſitz angeſeſſenen Gemeindemitglieder be-

ſonders eingeladen waren. Der Gemeindevorſteher, Genoſſe Diet
rich, verwies einleitend darauf, daß nach S 49 der emeinde-
ordnung für die Beratung und Beſchlußfaſſung über meinde
angelegenheiten die Gemeindevertret zuſtändnig iſt, und es
darum wohl beſonderer Urſachen bedarf, wenn die Gemeindemit-
glieder zuſammenberufen werden. Dieſe Urſachen erſcheinen als
vorliegend, da nach Regelung der ſehr viel diskutierten Lichtver-
ſorgungsfrage, auf Grund des Umſtandes, daß einer Gemeindever-
ſammlung vor Jnangriffnahme des Projektes die Möglichkeit zur
Stellungnahme gegeben worden iſt, das Endergebnis gleichfalls
einer allgemeinen Prüfung unterſtellt werden ſoll. Da nun die mit
dieſer Frage verbundenen Nebenprojekte, insbeſondere Separation-
intereſſentenausgleichsſache, Eingemeindungsprobleme und Jagd
verpachtung zur Oppoſition gegen die jetzige Verwaltung der Ge
meinde Anlaß gegeben haben, war eine zuſammengefaßte Behand-
lung der Vorlagen erforderlich und waren die Ausführungen des
Gemeindevorſtehers dangch eingeſtellt. Er glaubte, auch zum beſſe
ren Verſtändnis ſeiner Ausführungen, darauf verweiſen zu müſſen.
daß er nach ſeiner Weltanſchauung zur Sozialdemokratie zählt
und man darum von ihm etwa eine auf konſervativen Motiven
aufgebaute Politik nicht erwarten kann. Er verwies auf die ge
waltig in Erſcheinung tretende Konzentration des Jnduſtriekapi-
tals, welches beſtrebt iſt, alles, auch die Körperſchaften des Staate-

nzen, Reich, Länder und Gemeinden in ſeinen Bann zu ſchlagen.
e Entwichlung nimmt rieſige Dimenſionen an, und die verant

wortliche Stelle einer öffentlich rechtlichen Körperſchaft hat die
Aufgabe, die Zeichen der Zeit wahrzunehmen und rechtzeitig im
Intereſſe der Geſamtheit zu arbeiten. Die beſchauliche Ruhe iſt
auch in dee Gemeindeverwaltung vorüber. Es gehört Geſchick und
Arbeitsluſt dazu, das Schifflein einer Gemeinde durch die Wellen
zu führen. Er ging dann eingehend auf die einzelnen Motive und
Artikel bei der Behandlung der Elektrizitätsverſorgungsfrage ein,
ſchilderte die verſchiedenen gearteten Verhandlungen und Be-
mühungen um Kapitalbeſchaffung, die erwogenen Probleme der
Verſorgung in eigener Regie, auf dem Genoſſenſchaftswege, unter
Hinzuziehung der anliegenden Jnduſtrien, Bubiag und Lauch-
hammer und unter Hinzuziehung der Landelektrizität, Ueberland-
werk Liebenwerda. Er führte klar vor Augen die Bedenken der
Gemeindevertretung über die Belaſtung der Gemeinde hinſichtlich
des im Jahre 1920 behandelten erſten Projektes, welches leider
ſcheiterte. Das im Jahre 1921 vom Vortragenden unterbreitete
ähnliche Projekt wurde alsdann einſtimmig beſchloſſen. Nach Ab-
ſchluß der Verträge im Herbſt 1922 erſtand die Notwendigkeit der
Kapitalsbeſchaffung, der Erlangung einer günſtigen Stromquelle,
Die Verhandlungen waren äußerſt ſchwierig, das Projekt drohte zu
ſcheitern. Mit aller Energie wurde gearbeitet, Konzeſſionen waren
unvermeidlich. Die Gemeindevertretung erkannte die ſchwierige
Lage und brachte dies dadurch zum Ausdruck, daß alle in dieſer
Sache gefaßten Beſchlüſſe einmütig gefaßt wurden. Es galt, eine
allgemein intereſſierende Gemeindeangelegenheit zu gutem Ende
zu führen und die Gemeinde kann heute hören, daß der Wurf ge
lungen iſt Wenn die ganze Gemeinde ſich vom Grundſatz der Wab
rung des Geſamtintereſſes leiten läßt, würde eine Oppoſition, wie
die zuletzt geführte, nicht möglich ſein. Dem unvoreigngenommenen
Sinn muß klar ſein, daß von Verdunkelung und Unredlichkeit ni
die Rede ſein kann. Die Arbeiterſchaft will den Kampf im der Ee
meinde nicht, ſondern die Mitarbeit am Gemeinwohl. Doch werden
wir auch jederzeit bereit ſein, die Schwerter zu kreugzen. Mit dem
Wunſche, daß das Gemeinwohl allen immer vornehmſtes Gefes
ſein möge, ſchloß der Genoſſe Dietrich ſeine faſt zweiſtündigen Aus

te Ahrungen Die intereſſiert zuhörende Verſammlung nahm als
nun gegen s Stimmen und einer Reihe Stimmenthaltungen,

welche die bisherige Oppoſition ſtellte, eine Entſchli In welchedie Maßnahmen des Gemeindevorſtehers ine ießung a
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Gewerkſchaftsbewegung.
„Sanierung der Finanzen“ auf Koſten der Hermſten.

Eins der traurigſten Kapitel in der gangen ſozialen Geſetzgebung
war bisher der Kampf um Erlangung einer Rente für erlittene
Erwerbsbeſchränkung. Jn ſolchen Fällen, wo dieſe armen Opfer
infolge ihrer gewerkſchaftlichen Organiſationszugehörigkeit von
den berufenen Vertretern der Gewerkſchaften gut ausgebildeten
Arbeiterſekretären eine wirkſame tretung erhielten, konnten
wenigſtens die gröbſten Schäden und Nachteile und die noch viel
M eäh wirkenden Demütigungen abgewehrt werden. Die

echte des Klägers waren nach jeder Richtung hin geſichert. Wie
ſieht es dagegen heute aus? Die ſoeben erwähnten Berufsver-
tretungen ſind faſt in allen Orten, und darunter oftmals recht be
deutungsvollen, zum Nachteile der geſamten Arbeiterſchaft verkümmert oder beſeitigt worden. Die Gründe ſind jedem Arbeiter,

welchem noch die Kraft und das Recht zum ſelbſtändigen Denken
verblieb, nicht unbekannt.

Wenn wir bis zum Jahre 1914 zurückgehen und, um ein recht
draſtiſches Beiſpiel zu wählen, die Stadt Halle zu Vergleichenheranziehen, dann müßte jedem ehrlichen Arbeiter die Scham

röte ins Geſicht ſteigen. Jahrzehnte langer Zeit alle Bemühungen
und finanziellen Opfer unſerer alten Gewerkſchaftskollegen, eine
der wert vollſten Einrichtungen der organiſierten
Arbeiterſchaft, iſt unbrauchbar gemacht und ohne
Sinn und Verſtand zer ſchlagen worden. Wir behaupten durch
aus nicht zu viel, wenn wir ſagen, daß das halliſche Arbeiterſekre-
tariat unter der Führung des Genoſſen Un deutſch ſich mit dem
heſtausgebauten Rechtsanwalts Bureau meſſen konnte und in den
Fällen, wo das Spezialgebiet die Behandlung von Ar-
beiterfragen, zur Beurteilung ſtand, von keiner Einrich-
tung erreicht wurde. Was heute vorhanden iſt, iſt eine Kari
katur, der Schatten von ehedem, eine Scheineinrichtung.

Aber nicht nur auf dieſem Gebiete machen ſich die ſchädigenden
Wirkungen bemerkbar, ſondern vornehmlich bei den Aermſten der
Armen, den Rentenempfängern und ſolchen Arbeitern, die es in-
folge ihrer Verkrüppelung werden wollen. Es wäre früher ganz
einfach unmöglich geweſen, daß ein tüchtiger Arbeiterſekretär eine
Behandlung der Verletzten durch die Verſicherungsträger geduldet
hätte, wie ſie heute ganz allgemein gehandhabt wird. Vor Ablauf
eines Zeitraumes von 6 Monaten iſt es ganz unmöglich, daß einem
Verletzten, und wenn er ſich die Finger wund ſchreibt, ein Renten
beſcheid erteilt wird, wenn er dann vor Ablauf weiterer 6 Monate

alſo ein Jahr nach dem Tage des Unfalles den ſogenannten
Endbeſcheid erhält, welcher ihm das Recht gibt, ſeine Forderungen
an Gerichtsſtelle zu begründen, dann hat er Glück gehabt. Die Be
deutung und die Nachteile dieſes Verhaltens zu ſchildern, würde zu
weit führen. Aber das Ungeheuerlichſte an der von den Berufs
genoſſen ſchaften geführten Geſchäftsführung iſt die Tatſache, daß
die niedrigen vor Ausbruch des Krieges auf Friedensmark auf-
gebauten Renten faſt ſämtlich abgefunden wurden, und die
Entſchädigungen für während und nach dem Kriege paſſierte Un
fälle, nach Papiergeldlöhnen berechnet und ausgezahlt werden.
Eine Auszahlung kann in keinem Falle ſtattfinden, weil es
ſolche Zahlungsmittel ganz einfach nicht mehr gibt. Ein Beiſpiel:
Ein Verletzter, deſſen Jahresarbeitsverdienſt 1918 1200 Mk. betrug,
erhielt für erlittene Unfallſchädigungen eine Rente von 30 Prozent
S 240 Mk. jährlich. Ein anderer Arbeiter, deſſen Einkommen 1918
das gleiche war, bekommt, weil ſein Jahresarbeitsverdienſt in völlig
entwertetem Papiergeld berechnet iſt, für eine Schädigung in Höhe
von 30 Prozent für die Zeit vom 1. Oktober 1923 bis einſchließlich
31. März 1924 6501,70 Mk., natürlich nicht Goldmark, ſondern
Papiermark. Dieſe Beträge können bekanntlich nicht mehr
gezahlt werden.

Alſo, ſämtliche d r ganz gleich, wie hoch derGrad der Erwerbsbeſchränkung bemeſſen iſt und ohne Rückſicht dar
auf, ob ihnen überhaupt eine Beſchäftigungsmöglichkeit geboten wird,
erhalten in den allermeiften Fällen nicht s oder Beträge, die durch

ehrt werden. Es iſt durchaus nichtdie gang ühren auf Ewenn hi geſrat wird, daß dieſer Zuſtand bei Er
g t unſerer Arbeiterſekretariate ganz

einfach unm Wie in allen Fällen, ſo auch in dieſen,
wird auf Koſten jenigen geſpart, die kaum das nackte Leben
friſten können. Es dürfte ſicher auch Aufgabe unſerer Reichstags
fraktion ſein, dieſem Uebel energiſch auf den Leib zu rücken. Der
Angriff iſt um ſo berechtigter, weil ja auch ſeit Beginn des Jahres
die Unternehmerbeiträge auf Goldmark berechnet ſind.

Planmäßige Unternehmerſabotage.
Weitere reaktionäre Kräfte im Arbeitgeberlager.

Einem Rundſchreiben des Arbeitgeberverbandes von Stendal
und r. vom 7. Januar entnehmen wir folgende „Richt-
linien zur Lohnpolitik“:

1. Jede Maßnahme iſt zu ergreifen, um den Tarifvertrag, der
durch Eingreifen der ſtaatlichen Organe entſteht, auszuweichen.
Infolgedeſſen werden Verhandlungen vor den Schlichtungs
ansſchüſſen zurzeit nach Möglichkeit abzulehnen ſein. Die
Durchführung zuſtande gekommener und verbindlich erklärter
Schiedsſprüche iſt zu verhindern.

2. Auch für den Monat Januar ſoll entweder durch freie Ver
einbarung oder einſeitige Feſtſetzung ein weiterer Lohnabbau
vorgenommen werden, der Hand in Hand mit einem weiteren
Preisabbau gehen muß; für den einzuſetzen ſich die anweſen
den Vertreter verpflichteten.

haltung der Leiſtungsfähis zig wäre

8. tereſſe einer Verbill der Produktionskoſten ire zehnſtündige Arbe t einzuführen. x
Es erübrigt ſich, noch viel zu dieſem reaktionären Vorgehen der

Arbeitgeber zu ſagen. Die Arbeitnehmer werden wiſſen, was ſie
u tun haben, um dieſem Angriff der Arbeitegber zu be n.
Feſtſtellen wollen wir nur, daß es lediglich die Arbeitnehmerſchaft
ſein ſoll, die die Opfer bringen ſoll, um die Produktionskoſten zu
verbilligen, während man nicht ſagt, was die Arbeitgeber tun
wollen, um eine Geſundung der Wirtſchaft herbeizuführen. Erſt
Lohnabbau, dann Preisabbau iſt die Parole des Unternehmertums,
während es umgekehrt n müßte. Jn den Zeiten der Jn-
flation hinkten die Arbeitnehmer hinter den Preiserhöhungen ſehr
erheblich nach; jetzt ſollen es wieder die Arbeitnehmer ſein, die zu
erſt Opfer bringen müſſen.

Der überſchlaue Syndikus.
Jn Leuna haben die Arbeitgeber des Baugewerbes ſich einen

Major als Syndikus angeſtellt. Da Militärs von Wirtſchaft recht
wenig verſtehen. ſo iſt es auch zu verſtehen, daß der gute Mann in
ſeinem letzten Rundſchreiben verſucht, auf militäriſche Art Lohn
verhältniſſe zu regeln. Kurz und bündig behauptet Herr Stamann,
da die Arbeitnehmerſeite nicht die Tarifinſtanzen angerurfen habe,
bleibe der feſtgeſetzte Lohn beſtehen. Wollen aber zur Information
des alten Herrn einige Tatſachen auffriſchen: 1. Den Tarifvertrag
des Baugewerbes haben die Arbeitgeber von ſich aus einſeitig auf
gehoben. 2. Außer dieſer nicht rechtlichen Maßnahme haben die
Baulöwen außerdem den Tarifvertrag gekündigt. Da nun die
Vertreter der Arbeiterſchaft im Baugewerbe der Meinung find,
daß zum Theaterſpielen jetzt die Zeiten zu ernſt ſind, daher fällt
die Stellungnahme den Unternehmern des Baugewerbes ſtark auf
die Nerven. Die Antwort auf die Forderungen der Arbeitgeber
erfolgt im Frühjahr. Den Arbeitern ſei nur geraten, recht kräftig
ihre Organiſation, den Deutſchen Baugewerksbund, zu ſtärken, da
mit die Antwort recht deutlich ausfällt.

Zum Metallarbeiterſtreik
geht uns von der Streikleitung ein längerer Bericht zu, dem wir
entnehmen: Am Donnerstag hatte der Kollege Höcker in einer Voll
ſitzung des Betriebsrates des Leunawerkes Gelegenheit, über die
Bedeutung des Kampfes um die Erhaltung des Achtſtundentages
zu ſprechen. Jn der Ausſprache wandten ſich die Kollegen Hennig
und Wenſcheck aus Merſeburg gegen den Kollegen Höcker und be

ifelten, daß die Erhaltung des Achtſtundentages für einzelne
Jnduſtriegruppen noch möglich ſei. Der mitteldeutſchen Arbeiter-
ſchaft fehle es vielfach noch an der notwendigen Schulung. Dieſe
Ausführungen fanden Widerſpruch. Einſtimmig wurde beſchloſſen,
daß der Betriebsrat alle Anträge der Werksleitung auf Verlänge
rung der Arbeitszeit ablehnen ſoll. Zweifelt dieſe an dem Willen
der Arbeiter, dann ſoll eine Urabſtimmung im Betrieb vorgenom-
men werden. Kollege Höcker erſuchte den Betriebsrat, die Samm
lungen für die Metallarbeiter nach Möglichkeit zu unterſtützen.
Angeregt wurde, für die Erwerbsloſen bei der Lohnzahlung einen
beſtimmten Betrag in Abzug zubringen und dieſen dem Betriebs-
ratsobmann zur Weiterleitung zu überweiſen. Die Sitzung wurde
durch das n zweier Chemiker des Werkes unterbrochen, die
an Hand einer Skizze die Urſachen der am Vormittag ſtattgefun
denen furchtbaren Exploſion erläuterten.

Der Streik der Metallarbeiter erregt in Halle in immer
größerem Maße die J Geſtern fand zum erſten
mal die Speiſung von Kindern der Streikenden ſtatt, und zwar in
Löſts Hof, in der Produktivgenoſſenſchaft und im „Volkspark.
Einige halliſche Lebensmittelfirmen ſpendeten 200 Pfund Mar
arine. Die Ortsverwaltung beſchloß, außer den von den Kollegen
es Konſumvereins geſtifteten 1000 Broten noch 1000 zuzukaufen

und am Sonnabend durch die Verkaufsſtellen jedem Streikenden
gegen Vorzeigung der Streikkarte ein Brot auszuhändigen. Auch
die Geldſammlungen zeigen erfreuliche Ergebniſſe, ſo daß es mög-
lich ſein wird, in der nächſten Woche mindeſtens den verheirateten
Kollegen einen kleinen Zuſchuß zu gewähren. Einige Geſchäfts
leute, darunter auch der Fleiſchermeiſter Mangold in der Merſe-
burger Straße, erklären, daß ſie ſelbſt für die Beſeitigung des Acht
ſtundentages ſind. Auch die Brotfabrik Schubert und die Scheffel-
werke gehören zu den Feinden des Achtſtundentages. Von den be
ſtreikten Firmen gebärdet ſich die Firma Winzer beſonders reak-
tionär. Die Lehrlinge müſſen des Nachts an der Fertigſtellung
von Pumpen arbeiten und am Tage werden ſie mit Keſſelklopfen
beſchäftigt. Außerdem müſſen ſie unter Aufſicht Steine klopfen.
An die ſtreikenden Kollegen verſendet Herr Pottel Poſtkarten, wo
er das Streikpoſtenſtehen verbietet. Bei der Firma Lindner ſind
die Schmiede, die am Donnerstag angefangen hatten, am Freitag
wieder in den Streik getreten.

Buchdruckerſtreik im Saargebiet. Die Zeitungen mit Ausnahme
der ſozialdemokratiſchen „Volksſtimme“ erſcheinen nicht. Die
weſentlichſten Forderungen der Setzer ſind fol Der Reichs
manteltarif wird anerkannt mit folgenden erungen: 1. Alle

werden als Ueberſtunden bezahlt. 2. Bezahlung ſämtlicher
Feiertage. 8. Feſtlegung der Ferien nach dem Tarif 192223.
r ung einer 20prozentigen Lohnerhöhung auf die beſtehen
en Löhne.

Rommunjſtiſche „„Rlaſſenkämpfer“.

Unter dieſer Spitzmarke veröffentlicht der für
Deutſchlands Buchdrucker“ das N hende: Die in Köln erſchei
nende „Sozialiſtiſche Republik“ (offizielles Organ

brachte in ihre n S vom 9. Januar folgenden Erguß: „Wirachten ſ Me ins aus dem Organ der rucker, diee ruckereibeſther auf orderte, ſofort in allen Drugereibetrieb

den Arbeitern den Arbeitsvertrag zu kündigen. Dieſer Aufforde
ing ſind die Kölner Der ompt nachgekommen. Vor
ner eher die Machtbeſtrebungen der Druckereibeſitzer

kann man indeſſen bei den BuchdruckerOrganiſationen nichts be
merken. Die Dekadenz der Gewerkſchaftsführer treibt immechönere Blüten. Um hre Feigheit vor dem Kampfe zu verbergen

allen ſie auf das alte, bei vielen Buchdruckern anſcheinend noch
wirkſame Mittel, auf die Kommuniſten zu ſchimpfen. Die
Gewerkſchaftsführer haben Angſt vor dem Kampfe und wollen di
Buchdrucker kampflos den a achern im Buchdruckgewerbe an
liefern. Die Kommuniſten ſind die einzigen, die dem Proletariat
jetzt in der Stunde der höchſten Gefahr klar und deutlich den Weg
vorzeichnen (1) und die an die Maſſen herantreten und ſie auf-
fordern, mit allen Mitteln, auch mit dem Mittel des General
ſtreiks, die Ausbeutungspläne der Kapitaliſten abzuwehren.“ In
der ſozialdemokratiſchen „Rheiniſchen Zeitung“ wurde hierauf von
einem Buchdrucker u. a. folgendes erwidert: „Gerade die Republik
hat kein Recht, gegen die Buchdrucker vom Leder zu ziehen. Jm ver
gangenen Jahre haben Buchdrucker, die ungeſetzlich vom Verlag der
„Republik“ entlaſſen worden waren, etwa 10 Klagen am Gewerbe
gericht und am Schlichtungsausſchuß durchfechten müſſen. Die G
chäftsführer der „Sozialiſtiſchen Republik“ benahmen ſich v
ieſen Gerichten den klagenden Arbeitern gegenüber ſo arbeiter

frindlich, wie es ein Syndikus des Großkapitals auch nicht
chlimmer hätte tun können. Ein Geſchäftsführer hat dabei ge

ten, die Klage ja abzuweiſen, denn die „Sozialiſtiſche Republik
müſſe zuſammenbrechen, wenn dem Kläger recht gegeben würde.
Doch es half alles nichts, der Kläger gewann. Zu derſelben Zei:
aber ſtand in der „Republik“ zu leſen: „Hungerlöhne für die Buch-
drucker“, und die B er wurden aufgefordert, zur Selbſthilfe
zu ſchreiten. Jetzt glaubt die „Sozialiſtiſche Republik“ den Augen
blick für gekommen, die Buchdrucker vor ihren Parteikarren ſpannen
zu können. Doch hat ſie die Rechnung ohne die Buchdrucker gemacht.
g3 dieſes ſogenannte Arbeiterblatt jetzt wirklich zum Konflikt im

uchdruckgewerbe nichts anderes zu ſagen? Weiß es nicht, daß die
Scharfmacherorganiſation im Buchdruckgewerbe, der Deutſche Buch
druckerverein, das Perſonal gekündigt hat, um die 54ſtündige Ar
beitswoche und verſchiedene andere Verſchlechterungen durchzudrücken? Müßte es nicht jetzt gegen die Antergedmeigeluſee vor

gehen und nicht gegen die Buchdrucker, deren Organiſationen und
Führer in Ruhe laſſen? Eingeweihte wiſſen, warum das nicht
möglich iſt, nämlich: Die „Republik“ iſt Mitglied des Deutſchen
Buchdruckervereins!“ Wenn das letztere wirklich zutreffen ſollte
ſo wäre das ein nicht zu überbietender Skandal. Ein kommu-
niſtiſches Unternehmen Arm in Arm mit den
Scharfmachern in einer Unternehmer-Organi-
ſation, das iſt eine Berührung der Extremen in höchſter Steige-
rungsmöglichkeit. Da werden von den Kommuniſten die Gewerk
ſchaftsführer als unfähige Kerle hingeſtellt und als Lumpen und
Verräter beſchimpft, die mit Stinnes und Konſorten unter einer
Decke ſtecken, während man ſelbſt nichts darin findet, die Unter
nehmerverbände zu ſtärken zur Bekämpfung der Arbeiterintereſſen.
Die Buchdrucker werden die letzten ſein, die kommuniſtiſchen Wirr-
köpfen ins Garn laufen.

Von den Komwuniſten zu den Gelben.

Jm kommuniſtiſchen Jargon ſpricht man, wenn man den Ge
werkſchaftsführern eins auswiſchen will, gewöhnlich von den
„Gelben“. „Die „gelbe“ Amſterdamer Jnternationale muß be-
kämpft werden“ und wie die Parolen ſonſt lauten. Komiſch
muteten dieſe Vorwürfe beſonders dann an, wenn ſie von Leuter
kamen, die früher ſelbſt im Loger der „Gelben“ oder dicht dabei
geſtanden hatten Man konnte ſich nämlich des Eindrucks ſelten
erwehren, daß man dieſelben Helden gelegentlich wieder bei den
Gelben landen ſehen würde. Wie ſehr man mit dieſer Vermutungam Recht war, beweiſt die Tatſache, daß früher ziemlich eifrige

S der KPD. heute Mitglieder des „Stahlhelm“ und
ähnlicher Organiſationen ſind.

Der „Vorwärts“ iſt in der Lage, ſo ein Muſterexemplar unter
Namensnennung vorzuführen. Jn Berlin wurde nach dem ver
lorenen Streik der Buchdrucker im November 1923 ein fogenannter
„Berufsverband nationaler Buchdrucker gegründet, deſſen aller
dings ungeſetzlicher Arbeitsnachtveis von den Buchdruckunter
nehmern eifrig benutzt wurde. Als „Hauptkaſſierer“ dieſes Ver
einchens taucht jetzt ein Buchdrucker Fr. Bagrtz auf, der noch am
2. Januar 1924 die Berliner Gauleitung des Buchdruckerverbandes
angepöbelt hatte, weil dieſer angeblich nichts gegen den gelben
Nachweis unternommen habe. Auch ſonſt gehörte Baartz zu den
Radikalinſki, die Ablehnung aller Lohnabkommen verlangen, ſich
e ihrer kommuniſtiſchen Parteimitgliedſchaft brüſten
und die „vreformiſtiſchen“ Gewerkſchaftsgenoſſen niederbrüllen.
Es gibt, namentlich bei uns in Mitteldeutſchland, aber nicht nur
einen Fr. al ſondern leider ſehr viele, und deshalb ſoll man
i Maurlhe auch ſtets mit der richtigen Quittung

über die achtſtündige Arbeitsgeit hinausgehenden Arbeitsſtunden dienen.
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Die fränkische Lene.
Ein ſoziales Zeit- und Lebensbild.

19) Von Paul Sachſe.
„Aber iſt denn Armut eine Schande?“ philoſophierte er weiter.

Die Antwort hierauf verſuchte der Hans ſich ſelbſt zu geben: „Oane
beſond're Ehr' ſcheint's halt aber a net z' ſein denn ſonſt könnt'n
s doch ka Anſtoß net nehmen! Na, wenn's halt net z' uns kemma,
kann man am End' a mol z' ihna gehn. A Grüß Gott kann man
ihna ſchon noch ſchenken

Jetzt reifte in ihm auch der Entſwlußg ſeiner Schweſter, der
Metzgerſuſi, am nächſten Sonntag einen Beſuch abzuſtatten. Ob-
wohl dieſe reichlich lange nichts von ſich hatte hören laſſen, wollte
er ſich einmal perſönlich bei ihr vorſtellen. Die Kinder durften
dabei natürlich nicht fehlen. Die Schweſter würde ſich gewiß
freuen, ihnen allen die Hand drücken zu können

So dachte der Hans.
Am nächſten Sonntag mußten die vier Kinder ſich zum Ausgang

fertigmachen. Das war noch nicht dageweſen, daß der Vater ſie
einmal mitnahm. Der Tante wollten ſie alle ein recht freundliches
„Grüß Gott!“ entgegenbringen und bald ſtand der Hans mit
den Kindern im Hauſe der Suſi. t
Dieſe ſaß gerade ahnungslos neben dem Kamin auf ihrem Lieb

lingsplätzchen. Jhre Körperfülle nahm den ganzen Holzlehnſtuhl
ein. Das dicke volle Geſicht mit den roten Hängebacken ging in
n ebenſolchen Hals über das ganze Aeußere war ein Bild der
Fettſucht.

Die Geſtalt konnte ſich nicht ohne Hilfe eines Hrückſtocks in Be
wegung ſetzen. Der Zuſtand der Metzgerſuſi war ſprichwörtlich ge
worden. Aber die böſen Nachbarn behaupteten, daß es unheilbare
Fettſucht ſei, die ſie ſo ſchwerfällig machte.
„„A nai, jatzt kemmt a d'r Hans. Haſt denn a noch mol zu mir

gtraut? Und dei Kinder werd'n groß!“ Mit dieſen Worten wollte
ſie ihrer „freudigen“ Ueberraſchung dem Hans und ſeinen Kindern
gegenüber Ausdruck verleihen, die nun in der Stube ſtanden.

Afreili, Schweſter, werd'n mei Kinder groß. 's wird aba a Zeit.
an wird halt immer älter und weiß nimmer, wie

lebt. Da möcht'n die Kinder ihr Brot ſchon verdien'n
mer halt nimmer auf der Welt iſtl“

mer
'n, wenn

Das war die erſte Begrüßung nach langer Zeit. Die Suſi warf
einige prüfende, neugierige Blicke auf die Kinder. Noch ſehr ver
ſchüchtert traten dieſe nunmehr an die Tante heran. um nach
einander die Hände zu reichen

9 Der mehr ſich a e Die eeren Einrichtung verhältnismäßig einfach war. mochtedas bemerkt haben, und es kam ihr der Gedanke auf, daß ihr
Bruder nebſt Kindern „Anſprüche“ an ſie ſtellen könnte. Darum
deckte ſie die Maske der „armen Frau“ auf. Und ſo ſagte ſie, um
beim Hans keine falſche Meinung aufkommen zu laſſen:

„Aber z' eſſen kann i dir und dein'n Kindern halt nix geben, als
a Schäle Kaffee und a Stückl Brot.“

Ordentliches. wo du ver
freimütig

„Ai hab' g'rad denkt, i krieg aginn Woche erſt g'ſchlacht meinte darauf
s

„Na, nal Die Sau war halt ſo a g'rippeltes (mageres) Luder.
Ka Bröck'l Fett's hat's g'habt. Lauter mag'res. Wirſt tvon triegen können. Ja, d'r Winter, der iſt a lang, da muß i
ſchon einz'richten ſuchen d'zuga.“

Das war für den Hans, der ſeine Schweſter im Geben nur zu
gut kannte, keine n e Gt a wenn„Die bremſt a ni t e er in ſeinem Sinn.d' a net dei ar re aber anſchau'n, dös
kannſt ein'm ma en.“n d r er die r Abſicht TMetzgerſuſi gut ab und ma einen AugenblickT er dſar ſchwankend. r 53 Griff e
f. ihrem Ledergürtel herum, an welchem ein großes Bund Schl

g.
Vielleicht damit ihr Bruder ihren guten Willen“ wenigſtens an

erkennen ſollte, erhob ſie ſich jetzt äußerſt lich von ihrem
breiten Sitz und verſuchte, watſchelnd wie eine vorwärts nach
der Tür zu gelangen. Aber ſchon nach einigen Schritten trat ſie
den Rückzug wieder an. Das ſollte für den Hans der Beweis dafür
ſein, daß ſie zwar zur Ausübung einer edlen Tat den Willen
habe, die Ausführung aber und ſcheinbar ſollte dieſe ihr „Leiden
darſtellen eine „höhere Macht verhindere. Schwer ächzend fiel
ſie auf ihre Sitzgelegenheit zurück, die gegen eine ſolch ungewöhn
liche Laſt ſich zu ſträuben ſchien, indem fie verdächtig knarrende

Dann ſtöhnte die Suſi:nes Laute von ſich gab
dir halt geben Doch ſchien ſie ſichviel zu wollen. Ken di ſoeben ins Zimmer tretende

neugierig in der Wohnung um, Wu

der ginnen, in wohl

ewendet, reichte ſie dieſer die Schlüſſel zur Fleiſchkammer
und zwinkerte ihr mit ihren kleinen runden Augen bedeutungsvoll

ſeihol' dem Hanſl und den Kindern a Bröckel
r

Die A erin iff die Schlüſſel, wandte ſich zur Tür undhumpelte hinaus, das Felf.ntie aus der Fleiſchkammer zu holen.

Der Hans verfolgte dieſen Hergang mit ſteigendem Jntereſfe.
Jhm kam jetzt ein genialer Gedanke. Schnell ſtand er auf und ging
der Lieſl in die Fleiſchkammer nach. Die giftigen Blicke der
Schweſter bemerkte er bei dieſem Beginnen nicht, ſonft würden ihn
dieſe vielleicht an die Stelle gebannt haben.

In der Fleiſchkammer draußen wollte Lieſl gerade damit be-
eſſenen itten den ihr zug Auf-trag zu erledigen Hans eintrat. Mit ſchen Griff. langte

er in die hintere Taſche, in der er ſein Meſſer aufbewahrte, holte
das Inſtrument hervor und ſchon war die Lieſl ſanft beiſeite
geſchoben.

„A nur, ſpar' dir das Getu jetzt will i mich mal mit
e ordentlich ſatteſſen!“ Mit dieſen Worten begann
er die reichlich vorhandenen delikaten Fleiſchwaren mit dem Meſſer
u bearbeiten, indem er mit größeren itten, als ſie die Lieſderechnet hatte. kräftig die Fleiſchteile los So fiel der Ertrag

a „Arbeit natürlich nicht zu ſeinem Nachteile aus und in
ächſten Minuten ſtand er bereits wieder in der Stube.

„Haſt und der Unrecht g'tan. Sell warh n tes Luder, dei Sau. So a fett's Tier hab' i ja
no net g' wie du in der Rußkammer hängen haſt.

zeigte der Hans ſ Schweſter die erbeutete

Die Suſi, die ihren Bruder von ſeiner Eigenmächtigkeit nicht
abguhalten vermochte, kämpfte beinghe mit der Ohnmacht. O,
wenn ſie doch wenigſtens in dieſem Augenblick gekonnt hätte wiewollte! Aber ſo mußte fie ſich wohl oder übel in das Unerhörte

O mei, dös brancht'ſt halt net z' machſni O nei ſchöne Sau,

3 Saw r ca 8 agrnartig anrmtende ietät für das tote Borſten

tier war im Tone der eiflung Der aber
r fätr dieſe von ihn d t rkein beſonderes Jntereſſe. g

in der Taſche verſchwinden.
rn



OrganſſatſonsStatut
der Sozſaldemokratiſchen Partei.

Die auf dem Vereini r 1922 in Nürnberg gewählte gommiſſton gemeinſchaftlich mit
dem Parteivorſtand nachſtehenden Entwurf aus-
gearbeitet, der dem Parteitag zur endgültigen Be
ſchlußfaſſung vorgelegt werden ſoll.

Parteizugehörigkeit.
S I. Zur Partei gehört jede Perſon, die ſich zu den Grundſätzen

Parteiprogramms bekennt und Mitglied der Parteiorgani-
ation iſt.

F 2. Ueber die Aufnahme als Mitglied entſcheidet zunächſt der
Vorſtand des Ortsvereins. Das Recht des Einſpruches hat jede
Organiſationsleitung im Reiche. Ueber Einſprüche gegen die
Aufnahme entſcheiden nacheinander Bezirksleitung und Partei-
vorſtand Wird innerhalb Jahresfriſt kein Einſpruch erhoben, ſo
gilt die Aufnahme als endgültig.

Gliederung.
s 3. Die Grundlage der Organiſation bildet der Begirksver

band, der vom Parteivorſtand nach politiſcher und wirtſchaftlicher
Zweckmäßigkeit abgegrenzt wird. Der Bezirksverband gliedert ſich
in Ortsvereine, die durch den w. nd in Unterbezixke zu-
fammengelegt werden können. Zur Durchführung der Organi-
ſationsarbeiten und politiſchen Aktionen kann das Gebiet des
Ortsvereins in Agitationsgruppen (Bezirke, Sektionen, Diſtrikte)
gegliedert werden; daneben ſind für induſtrielle Betriebe, private
und ſtaatliche Werke und Anſtalten Organiſationseinrichtungen
zu treffen.

Jedes Parteimitglied muß der für ſeinen Wohnort zuſtändigen
Organiſation angehören. Dovpelmitgliedſchaften ſind unzuläſſig.

s 4. Die Bezirksverbände haben die Parteigeſchäfte nach eigenen
Statuten zu führen, die mit dem Organiſationsſtatut der Ge-
famtvartei nicht im Widerſpruch ſtehen dürfen. Jn Ländern mit
mehreren Bezirksverbänden können dieſe zur Erledigung landes-
politiſcher Fragen zuſammenarbeiten.

Parteiämter.
8 5. Jn allen Leitungen der Organiſationen und zu allen De

legagtionen iſt den weiblichen Mitgliedern im Verhältnis ihrer
Zahl eine Vertretung zu gewähren.

u einem Vertrauensamt der Ortsvereine und Unterbezirks
verbände darf nur gewählt werden. wer nach S 2 ſeit mindeſtens

Jahre Mitglied der Vartei iſt. aZu Mitgliedern des Bezirks- und Parteivorſtandes ſowie der
Kontrollkommiſſion und als Kandidaten zu den Gemeinde-, Be-
zirks- oder Provinzialvertretungen, für Landtag und Reichstag
kann nur vorgeſchlagen werden, wer mindeſtens drei Jahre der
Partei angehört. Das gleiche gilt für die Delegationen zu den
Begirkstagungen, dem Varteitag und interngtionalen Kongreſſen.

Ausnahmen von den Vorſchriften der Abſätze 2 und 3 können
wit Zuſtimmung der Bezirksleitung zugelaſſen werden gegen die
Entſcheidung der Bezirksleitung iſt die Berufung an den Partei-

ernem

vorſtand zuläſſig.
S 6. Als Vertreter der Parkei gilt nur, wer im Einverſtändnis

wi der Parteiorganiſation als Kandidat aufgeſtellt worden war.
Die Ortsvereine ſtellen die Kandidaten für die Gemeindewahlen
im Einverſtändnis mit der Unter oder Bezirksleitung auf.

Vorſchläge für Bezirks-, Kreis-, Provinzialvertretung und
a rſchläge für Landtag und Reichstag werden durch die

Mitglieder der Unterbezirksorganiſation gemacht, von der Be
zirksleitung zuſammengefaßt und vom Begzirksparteitag (Bezirks-

erſammlung) beſchloſſen.Die S loperdänd eines Landes für Preußen der Parkei-
vorſtand im Einverſtändnis mit den preußiſchen Mitgliedern des
Parteiausſchuſſes ſtellen die Landeswahlvorſchläge für den
Landtag auf; ſie haben in gleicher Weiſe das Recht, jederzeit die
auf Landeswahlvorſchlag gewählten Vertreter abzuberufen.

Parteiausſchuß und Parteivorſtand ſtellen den Reichswahlvor-
zu den Reichstagswahlen auf und haben das Recht, jederzeit

Reichswahlvorſchlag gewählten Vertreter abzuberufen.
Den Orfsvrerein hat im Einverſtändnis mit der Unterbezirks-
ung das Re die Gemeindevertreter abzuberufen. Dasſelbe

echt hat die Begzirksleitung für die Vertreter der in Abſatz 3 ge-
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Beiträge.
7. Das Eintrittsgeld, das voll den Bezirken verbleibt, beträgtmitten die e Wochenbeitrages.

S 8. Die Höhe der Wochenbeiträge wird für jeden Bezirk von
der Bezirksleitung (Bezirksvorſtand) feſtgeſetzt; ſie hat das Recht,
für n Bezirk oder für einzelne svereine die Beiträge je
nach Maßgabe der wirtſchaftlichen Verhältniſſe zu regeln. Der
Wochenbe z ſoll in der Regel männliche Mitglieder dem
Durchſchnittslohn einer Viertelſtunde entſprechen, für weibliche
Mitglieder können niedrigere Beiträge feſtgeſetzt werden.

Für jedes Vierteljahr iſt außer den Wochenbei
en ein Wochenbeitrag für die Sozialiſtiſche Jnternotionale zu
eiſten.
Mitgliedern der Jugendorganiſation und invaliden Parteimit-

gliedern kann auf Antrag durch den Bezirksverband Beitrags-
ermäßigung oder Befreiung gewährt werden.

Der jeweilige Bedarf der Parteileitung wird durch Umlage von
den Bezirksverbänden in der Weiſe gedeckt, daß von jeder an die
Mitglieder verkauften Beitragsmarke ein vom Parteivorſtand in
Gemeinſchaft mit dem Parteiausſchuß feſtgeſetzter Betrag in
Monatsraten an die Zentralkaſſe abgeführt wird.

Die v der Organiſationen in allen ihren Teilen
erfolgt nach einheitlichen Grundſätzen, die vom Parteivorſtand
eſtgelegt werden. Allmonatlich müſſen die Ortsvereine an die
egirkskaſſierer und dieſe an den Parteivorſtand Teilzahlungen

leiſten. Die Abrechnung der Bezirksvorſtände mit dem Partei-
vorſtand muß innerhalb eines Monats nach Schluß des Kalender-
vierteljahres erfolgen.

Zur Deckung der Unkoſten zentraler Einrichtungen für die
Parteipreſſe haben alle Parteiunternehmungen geſchäftlicher Art
jährlich 20 Prozent ihres Reingewinnes an den Parteivorſtand
abzuführen.

Berichterſtattung.

g. 9. Das Geſchäftsjahr der Partei läuft vom 1. Avril bis
31. März. Vierteljährlich, ſpäteſtens mit Ablauf des erſten
Monats im neuen Kalendervierteljahr, haben die Bezirksleitungen
über die Tätigkeit, die politiſche und wirtſchaftliche Lage im Be-
zirk und die Verwendung der vom Parteivorſtand überwieſenen
Materialien und Gelder Bericht zu erſtatten. Die hierzu not-
wendigen Formulare liefert der Parteivorſtand.

Parteitag.
S 10. Der Parteitag bildet die oberſte Vertretung der

Er ſetzt ſich zuſammen:
1. Aus den in den Bezirksverbänden gewählten Delegierten,

deren Geſamtzahl 300 nicht überſteigen ſokl. Die Verteilung der
Delegierten auf die einzelnen Bezirke erfolgt nach der Mit-
gliederzahl, für die im voraufgegangenen Geſchäftsjahr Pflicht-
beiträge an den Parteivorſtand abgeführt worden ſind;

2. der Vertretung der Reichstagsfraktion, die ein Fünftel
der Zahl ihrer Mitglieder nicht überſteigen darf;

3. den Mitgliedern des Parteivorſtandes, des Parteiausſchuſſes
und der Kontrollkommiſſion;

4. den vom Parteivorſtand berufenen Referenten.
Die Mitglieder der Reichstagsfraktion haben in allen die par-

lamentariſche und die Mitglieder des Parteivorſtandes und des
Parteiausſchuſſes in allen die geſchäftliche Leitung der Partei
betreffenden Fragen nur beratende Stimme. Nur beratende
Stimme haben die vom Parteivorſtand hinzugezogenen Vertreter
von Parteiinſtitutionen.

S 11. Der Parteitag prüft die Legitimationen ſeiner Teil-
nehmer, wählt ſeine Leitung und beſtimmt die Geſchäftsordnung.

Zu einem Beſchluſſe des Parteitages iſt die Abgabe der Stimmen
von mehr als die Hälfte der ſtimmberechtigten Anweſenden not-
wendig.

S 12. Jn der Regel findet alle zwei Jahre ein Parteitag ſtatt,
der vom Parteivorſtand einzuberufen iſt.

Hat der vorhergehende Parteitag über den Ort, an dem der
nächſte Parteitag ſtattfinden ſoll, keine Veſtimmung getroffen,
oder kann in dem vom Pärteitag beſtimmten Ort der Parteitag
nicht tagen, ſo hat der Parteivorſtand nach Anhörung des Partei-
ausſchuſſes den Ort zu beſtimmen.

13. S Einberufung des

Partei.

S 13. Die Parteitages muß ſpäteſtens8 Wochen vorher mit der vorläufigen Tagesordnung im Zentral-
organ der Partei veröffentlicht werden. Dieſe Veröffentlichung
iſt mindeſtens dreimal in angemeſſenen Zwiſchenräumen zu wieder-
holen.

Anträge von Parteiorganiſationen für die Tagesordnung des

zwum Verlkauf!?!
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Parteitages find dem Parteivorſtand einzureichen, der ſie ſpäteſtens
4 Wochen vor dem
lichen hat.

14. Zu den Aufgaben des Parteitages gehören:
1. Entgegennahme der Berichte über die Geſchäftstätigkeit des

Parteivorſtandes und der Kontrollkommiſſion ſowie über die
parlamentariſche Tätigkeit der Reichstagsfraktion;

2. die Beſtimmung des Ortes, an dem der Parteivorſtand
ſeinen Sitz zu nehmen hat;

3. die Wahl des Parteivorſtandes und der Kontrollkommiſſion;
4. die Beſchlußfaſſung über die Parteiorganiſation und alle

das Parteileben berührenden Fragen;
5. die Beſchlußfaſſung über die eingegangenen Anträge.

S 15. Ein außerordentlicher Parteitag iſt einzuberufen:
1. auf mit Dreiviertelmehrheit gefaßtem Beſchluß des Partei-

vorſtandes;
2. auf einſtimmigen Beſchluß der Kontrollkommiſſion;
3. auf Antrag von mindeſtens 15 Bezirksleitungen.

Falls der t ſich weigert, einem nach Ziffer 2 oder
3 geſtellten Antrage a tangeren iſt der Parteitag von den An-
tragſtellern zu berufen. ls Verſammlungsort eines außer-
ordentlichen Parteitages iſt ein geographiſch möglichſt günſtig
gelegener Ort zu beſtimmen.

16. Die Einberufung des außerordentlichen Parteitages muß
ne Wer 14 Tage vorher im Zentralorgan der Partei in wenig-
tens drei aufeinanderfolgenden Nummern mit Angabe der Tages-
ordnung veröffentlicht werden.

Anträge der Parteiorganiſationen ſind ſpäteſtens fünf Tage
vor der Abhaltung des Parteitages im Zentralorgan zu ver-
öffentlichen.

Jm übrigen gelten für die außerordentlichenſeien eſttmmungen wie für die ordentlichen Parteitage.

und 11.

Parteitag im Zentralorgan zu veröffent

Jarteitage die-
(SS 10

Parteivorſtand.
S 17. Die Leitung der Partei obliegt dem Parteivorſtand, der

aus drei Vorſitzenden, drei Kaſſierern, einer vom Parteitag feſt-
zuſetzenden Zahl von Mitgliedern und unbeſoldeten Beiſitzern be-
ſteht, und dem mindeſtens zwei Frauen angehören müſſen. Die
Mitglieder des Parteivorſtandes ſind berechtigt, ſich gegenſeitig
zu vertreben.

Die Wahl des Parteivorſtandes erfolgt durch den Parteitgg
mittels Stimmgzettel in einem Wahlgang. Gewählt iſt, wer mehr
als die Hälfte der abgegebenen Stimmen erhalten hat. Hiben
die Kandidaten die Mehrheit der abgegebenen Stimmen „'cht
erhalten. ſo findet Ergänzungswahl ſtatt. Entfallen bei dieſer
Wahl gleich viele Stimmen auf mehrere Kandidaten, ohne daß ſie
die Mehrbeit der abgegebenen Stimmen erhalten haben, dann
erfolgt Stichwabl. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Los.

S 18. Der Parteivorſtand beſorgt die Geſchäfte der Partei und
kontrolliert die grundſätzliche Haltung der Parteiorgane.

S 19. Der jeweilige Parteivorſtand iſt Eigentümer aller vor-
handenen Gelder und ſonſtigen Vermögensſtücke. Er iſt ins
beſondere berechtigt, im eigenen Namen und aus eigenem Recht
alle der Sozialdemokratiſchen Partei zuſtehenden Anſprüche gegen
die Schuldner geltend zu machen.

Der Parteivorſtand oder die Kontrollkommiſſion können durch
keinerlei Rechtsgeſchäfte die einzelnen Parteigenoſſen oder die Pax-
tei verbindlich machen. Kein Parteigenoſſe erwirbt aus ſeiner
Parteizugehörigteit ein klagbares Recht gegen den Parteivorſtand
und die Kontrollkommiſſion oder deren Mitglieder.

8 20. Der Parteivorſtand kann jſederzeit alle Parteiorganiſa-
tionen und deren Unternehmungen kontrollieren, Aufſchlüſſe ein-
fordern und Abrechnungen verlangen. Er hat das Recht, an allen
Zuſammenkünften aller Parteikörperſchaften beratend teilzuneh-
men, wie bei der Aufſtellung und Abberufung von Bewerbern zu
den Landtagen und dem Reichstag mitzuberaten.

Der Parteivorſtand hat das Recht, auf Antrag der beteiligten
Organiſationen bei Differengen, die bei Aufſtellung von Reiche-
tagskandidaten entſtehen, zu entſcheiden.

S 21. Kein Parteigenoſſe hat ohne ausdrücklichen Beſchluß des
Parteitags ein klagbares Recht, die Geſchäftsbücher oder Papiere
des Parteivorſtandes, des Parteiausſchuſſes, der Kontrollkommiſ-
ſion oder der Partei anzuſehen oder ſich aus ihnen Abſchriften oder
Auszüge anzufertigen oder eine Auskunft oder Ueberſicht über denStand des Parteivermögens zu verlangen.

Hierdurch wird das Recht der Delegierten, während der Tagung
des Parteitages Einſicht in die Bücher zu nehmen, nicht berührt.

(Schluß folgt.

Beſtellungenfür das „Volksblatt“
bei den Funktionären
der VSPD. u. Austr.
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Die bei der Inventar zurüekgesetzten Artikel, sowie andere hierfür beseonders günstig erworbenen Warenmengen kommen zu

ganz außergewöhnlich billigen Freien

Mengenabgoabe muß ich mir vorbehalten.

ſo zum Ausverkauf gestellten Artikel sind, soweit der Platz reicht, Ubersichtlch auf Tischen mit Preisen ausgelegt

Beachten Sie meine Schaufenster.
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